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  GUT INFORMIERT

ÜBERSENDUNG VON  
GERICHTSENTSCHEIDUNGEN  
AN DIE GESCHÄFTSSTELLE
Die Auskunfts- und Beratungstätig-
keit der Geschäftsstelle hängt in 
einem hohen Maße davon ab, wie 
gut der Informationsfluss zwischen 
Mitgliedskörperschaften und der Ge-
schäftsstelle ist. Wir bitten deshalb 
unsere Mitglieder dringend, uns ge-
richtliche Entscheidungen umgehend 
zu überlassen und uns über anhängige 
Verfahren bei den Verwaltungsgerich-
ten oder bei den obersten Bundesge-
richten zu informieren, damit andere 
Mitglieder schnell und zeitnah von die-
sen Erfahrungen profitieren können.

WICHTIGES IN KÜRZE

  KLIMASCHUTZ

KOMMUNALE WÄRMEPLANUNG
Jetzt geht’s los. Seit 1. Januar ist  
das Wärmeplanungsgesetz in Kraft. 
Mit diesem Gesetz werden die Länder 
verpflichtet, bis zum 30. Juni 2026 
für größere Städte und bis zum  
30. Juni 2028 für Städte und Ge- 
meinden mit weniger als 100.000 
Einwohnern Wärmepläne im Rahmen 
einer kommunalen Wärmeplanung  
zu erstellen. Damit soll festgelegt 
werden, welchen kosteneffizienten 
Weg es zu einer klimafreundlichen 
und fortschrittlichen Wärmeversor-
gung vor Ort gibt. Soweit, so gut. 
Aber: Jetzt geht es um die Details. 
Der Freistaat Bayern und die Kom- 
munalen Spitzenverbände sind sich 
einig, dass die Städte und die Ge-
meinden die richtigen Erfüllungs
gehilfen der Wärmeplanung sind.  
In einem eigenen Gesetz wird daher 
der Freistaat die Aufgabe der Fern-
wärmeplanung auf die Städte und 
Gemeinden übertragen. Da aber  
noch nicht einmal ein Gesetz- oder 
Verordnungsentwurf auf dem Tisch 
liegt, wird es sich hinziehen. Insbe-
sondere deswegen, weil nach dem 
Konnexitätsprinzip eine für die Kom-
munen akzeptable Finanzausstat-
tung für die Wärmeplanung diskutiert 
und besprochen werden muss. 

Der für Energiefragen zuständige 
Fachreferent der Geschäftsstelle des 
Bayerischen Gemeindetags, Stefan 
Graf, erläutert in seinem informativen 
Beitrag, welche Hürden auf dem Weg 

zu einer kommunalen Wärmeplanung 
noch übersprungen werden müssen.

  Seiten 4 bis 6

  VERFASSUNG

DEMOKRATIE IN GEFAHR?
Jedes Jahr am 1. Dezember findet 
der Bayerische Verfassungstag statt. 
Seit bereits 56 Jahren.

Am 1. Dezember 2023 beging man 
im vollbesetzten Festsaal des Hof-
bräuhauses in München diesen 
Verfassungstag. Diesmal war aber 
vieles anders. Denn angesichts der 
aktuellen geopolitischen Entwicklun-
gen (Krieg in der Ukraine, Konflikt im 
Gaza-Streifen) und der damit verbun-
denen Diskussionen auch in Deutsch-
land und Bayern wurde laut darüber 
nachgedacht, wie die Werte unserer 
freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung auch weiterhin angesichts 
einer zunehmenden Polarisierung  
der Gesellschaft und der Gefahr ma-
nipulativ extremistischer Tendenzen 
bewahrt werden können. Mit Unter-
malung der Bayerischen Bürgermeis-
terblaskapelle gab es interessante, 
nachdenkliche Vorträge von Innen
minister Joachim Herrmann und  
Prof. Dr. Ursula Münch. Landtagsprä-
sidentin Ilse Aigner wies darauf hin, 
dass es derzeit keine bessere Alter-
native zur Demokratie gebe.

  Seite 7

  KLIMASCHUTZ

JETZT IN KLIMASCHUTZ  
INVESTIEREN!
Bei der 7. Bayerischen Nachhaltig-
keitstagung  in Würzburg tauschten 
Engagierte aus dem ganzen Freistaat  
Erfahrungen zum Klimaschutz aus. 
Wie kann man in Zeiten knapper 
Kassen in Klimaschutz investieren? 
Gemeinsam suchten die rd. 200 Teil-
nehmer nach der richtigen Balance 
zwischen Katastrophenmeldung  
und der Dringlichkeit, Klimaschutz 
und Klimaanpassung anzugehen. 
Über die Tagung berichten wir in  
dieser Ausgabe.

  Seiten 8 und 9

  GEWÄSSERSCHUTZ

PRÄMIERUNG AUSGEZEICHNE­
TER BÄCHE
Am 6. September 2023 fand die 
Prämierung der Preisträger des Wett-
bewerbs „Ausgezeichnete Bäche“ in 
Jengen und Obertrubach statt. Der 
Wettbewerb „Ausgezeichnete Bäche“ 
wurde im Jahr 2023 zum zweiten Mal 
ausgelobt und zeichnet Kommunen 
aus, die ihre Bäche vorbildhaft pfle-
gen und weiterentwickeln. Er wird 
von der Koordinierungsstelle der Ge-
wässer-Nachbarschaften Bayern am 
Landesamt für Umwelt durchgeführt. 
Beispiele für gelungene Gewässer-
pflege sind ein naturnaher Gewässer-
ausbau, aber auch eine naturverträg-
liche Gewässerunterhaltung. 

  INHALTSVERZEICHNIS
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einen historischen Höchststand er-
reicht.

  Seite 12

  KATASTROPHENSCHUTZ

VORBEREITUNG AUF  
BLACKOUTS
Im Katastrophenschutzrecht sind  
die Zuständigkeiten klar geregelt:  
Die Landratsämter haben den  
„Hut auf“, die Gemeinden leisten  
mit ihren Feuerwehren lediglich  
Katastrophenhilfe. Das gilt auch im 
Fall eines sog. Strom-Blackouts.

Wenn sich eine Gemeinde oder Stadt 
dessen ungeachtet auf Blackout-
Szenarien vorbereiten will, ist es 
hilfreich, sich Gedanken darüber zu 
machen, was angeschafft werden 
kann. Dazu gibt Frank Jäger von der 

Fa. Katastrophenschutz – Partner QP 
International GmbH in diesem Heft 
interessante Tipps. Es schadet nicht, 
sich Gedanken darüber zu machen, 
ob Notstromaggregate und ähnliches 
angeschafft und vorgehalten werden. 
Eine gemeindliche Pflicht besteht in-
soweit allerdings nicht.

  Seiten 13 bis 15

  EDV

AN WEBSEITEN-SCAN DENKEN!
Die gemeindliche Homepage ist ein 
wichtiges Aushängeschild jeder Stadt 
oder Gemeinde. Dort veröffentlichen 
die Kommunen aktuelle Informatio-
nen, Ansprechpartner und Dienst-
leistungen. Auch eine Datenschutz-
erklärung muss in die kommunale 
Webseite eingebunden sein. Sie muss 
zutreffend sein, dann Abmahn-Spe-
zialisten nutzen jeden Fehler aus. 

Daher fragen sich viele Kommunen, 
wie sie die Anforderungen, die der 
Datenschutz an sie stellt, erfüllen 
und ohne viel Aufwand umsetzen 
können. Eine Lösung bietet der sog. 
Webseiten-Scan. Damit kann eine 
Webseite analysiert und Daten-
schutzerklärungen aktuell gehalten 
werden. Die GKDS bietet hierfür ihre 
Dienste an.

  Seiten 16 und 17

Das Jahr 2024 hat begonnen und 
viele fragen sich: was wird es brin­

gen? Gute Vorsätze werden gefasst,  
die aber genauso schnell wieder auf­
gegeben werden, wenn wir wieder rich­
tig im Alltag angekommen sind. Also: 
was wird das Jahr 2024 bringen?

Auch wenn die Rahmenbedingungen 
fordernd sind, die Stimmung in Po­
litik, Bevölkerung und Wirtschaft ge­
drückt und Zuversicht kaum zu spüren 
ist, ist festzustellen: ja, wir Kommu­
nen stehen vor großen Herausforde­
rungen, neuen zusätzlichen Aufgaben, 
ohne dass Bund und Land für eine aus­
kömmliche Finanzierung sorgen. Das 
ist Fakt und nicht weg zu diskutieren.

Erst vor wenigen Tagen hat in Berlin 
die Bilanzpressekonferenz des Deut­
schen Städte und Gemeindebunds 
(DStGB) stattgefunden. Dr. Uwe 
Brandl als derzeit amtierender Präsi­
dent des DStGB hat die Herausforde­
rungen, vor der die Kommunen stehen, 
klar benannt, aber auch aufgezeigt, was 
jetzt erforderlich ist, um diese alle be­
wältigen zu können. In diesen Zeiten 
ist das genau der richtige Ansatz, die 
Themen klar zu benennen, aber auch 
Wege aufzuzeigen, wie das alles bewäl­
tigt werden kann. Sich klar positionie­
ren, Forderungen formulieren, bereit 
sein, Verantwortung zu übernehmen 
und seinen Beitrag für die Zukunft un­
seres Gemeinwesens zu leisten.

Viele werden sich fragen: wo steuern 
wir hin? Können wir das alles bewälti­
gen? Werden wir in unseren Gemein­

den überhaupt noch etwas gestal­
ten und bewegen können? Was haben 
wir von der kommunalen Selbstver­
waltung? Wenn Sie mich fragen, ja, wir 
werden das bewältigen und wir werden 
die Zukunft gestalten. Und die kom­
munale Selbstverwaltung ist ein Er­
folgsfaktor für die Zukunftsfähigkeit 
Deutschlands. Zutreffendes Fazit von 
Dr. Brandl war: „Ohne Kommunen ist 
kein Staat zu machen!“

Es ist nicht die Zeit, den Kopf in den 
Sand zu stecken, zu lamentieren, wie 
fürchterlich alles ist und wie schwierig 
alles werden wird. Nein, es ist an der 
Zeit, sich klar zu positionieren, sich zu 
engagieren und seinen Beitrag zu leis­
ten. Voraussetzung dafür ist, dass wir 
gemeinsam als starker Verband unsere 
Stimme erheben, dass wir gemeinsam 
mit den anderen kommunalen Spitzen­
verbänden Lösungen aufzeigen, Mo­
tor für eine zukunftsorientierte Politik 
werden und mit dem Freistaat Bayern 
und dem Bund unseren Beitrag für ein 
leistungsfähiges Gemeinwesen leisten.

Zum Schluss noch ein Zitat von Henry 
Ford: „Es hängt von Dir selbst ab, ob 
Du das neue Jahr als Bremse oder als 
Motor benutzen willst.“

Lassen Sie uns gemeinsam der Motor 
sein, ein gutes und erfolgreiches Jahr 
2024!

  AUF EIN NEUES!

HANS PETER MAYER
Stellvertreter des Geschäftsführen-
den Präsidialmitglieds des Bayeri-
schen Gemeindetags

In diesem Heft werden die Preisträger 
vorgestellt. 

  Seiten 10 und 11

  FRAUEN IN DER POLITIK

ENTWICKLUNGEN IN EUROPA
Es ist schon gute Tradition, dass  
die Arbeitsgemeinschaft „Frauen 
führen Kommunen“ des Bayerischen 
Gemeindetags auf der KOMMUNALE 
in Nürnberg ein Forum ausrichtet. 
Kerstin Stuber, zuständige Referen-
tin für die Thematik in der Geschäfts- 
stelle des Bayerischen Gemeinde-
tags, berichtet in ihrem Beitrag  
über den aktuellen Stand der Ent-
wicklung in Europa. Hervorzuheben 
ist, dass der Frauenanteil im Euro
päischen Parlament im Laufe der 
Jahre kontinuierlich gestiegen ist. 
Derzeit hat er mit 40,4 Prozent  

Folgen Sie uns: twitter.com/BayerischerGem1

Der Bezirksverband Niederbayern des Bayerischen Gemeindetags wählte Dr. Christian 
Moser, Oberbürgermeister der Stadt Deggendorf, zum neuen Landesausschussmitglied 
des Bayerischen Gemeindetags.

EDITORIALQUINTESSENZ

https://twitter.com/BayerischerGem1
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Der Bund hat am 15. Dezember 2023 
das Gesetz für die Wärmeplanung 

und zur Dekarbonisierung der Wärme­
netze (WPG) verabschiedet. Es ist zum 
1. Januar 2024 (gemeinsam mit der  
Novelle des Gebäudeenergiegesetzes) 
in Kraft getreten. Hierdurch werden 
die Länder verpflichtet sicherzustellen, 
dass bis zum 30.06.2026 für größere 
Städte bzw. bis zum 30.06.2028  
für Kommunen mit weniger als 
100.000 Einwohnern Wärmepläne im 
Rahmen einer kommunalen Wärme­
planung erstellt werden. Aufgabe die­
ser kommunalen Wärmeplanung ist es, 
den vor Ort besten und kosteneffizi­
entesten Weg zu einer klimafreundli­
chen und fortschrittlichen Wärmever­
sorgung zu ermitteln.

1. �VERPFLICHTUNG ZUR  
WÄRMEPLANUNG NOCH 
NICHT BEI DEN GEMEINDEN 
ANGEKOMMEN

Zwar sind sich der Freistaat und die 
Kommunalen Spitzenverbände einig, 
dass Städte und Gemeinden die richti­
ge Erfüllungsebene der Wärmeplanung 
(„planungsverantwortliche Stelle“) sind. 
Der Freistaat plant daher, die Aufga­
be der Wärmeplanung auf die Städ­
te und Gemeinden zu übertragen. Der­
zeit liegt aber noch nicht einmal ein 
Gesetz- bzw. Verordnungsentwurf für 
die Umsetzungsregelungen vor. Stand 
heute ist davon auszugehen, dass frü­
hestens Mitte 2024 die erforderlichen 
Regelungen in Kraft sind. Dies hat vie­
lerlei Gründe: Zuallererst den Streit um 

das „Heizungsgesetz“ (= Novelle des 
Gebäudeenergiegesetzes). Lange ging 
man nicht von einer flächendecken­
den Wärmeplanung in Deutschland aus 
(nur Kommunen über 10.000 Einwoh­
ner). Erst als die Verzahnung des Ge­
bäudeenergiegesetzes mit der Wärme­
planung als politischer Kompromiss 
geboren wurde, war klar, dass die Län­
der nun eine flächendeckende Wärme­
planung zu organisieren haben. Die Fi­
nanzierung durch den Bund wurde 
dann zwar angekündigt, aber bis heute 
nicht umgesetzt. Auf der Zielgerade hat 
schließlich noch die Feststellung der 
Verfassungswidrigkeit des Klima- und 
Transformationsfonds (KTF) durch das 
Bundesverfassungsgericht die Gesprä­
che gelähmt. Es ist daher davon auszu­
gehen, dass kein Bundesland zeitnah 
zum Inkrafttreten des WPG Umset­
zungsregelungen in Kraft setzen wird. 

Insbesondere müssen sich Freistaat  
und Kommunale Spitzenverbände zu­
nächst auf Grundlage der von der Bay­
erischen Verfassung bei Aufgabenüber­
tragungen vorgesehenen Regelungen 
über ein geeignetes Finanzierungsmo­
dell (= Konnexitätsregelung) für die 
Kostenübernahme der Wärmeplanung 
durch den Freistaat verständigen.

Es ist daher festzustellen, dass die  
Verpflichtung zur Wärmeplanung  
derzeit noch nicht „bei den Gemein­
den angekommen ist“. Diese sind  
noch nicht zur Wärmeplanung ver­
pflichtet - vor dem Hintergrund der 
knappen Fristen ein unbefriedigen- 
der Sachstand. Die Wärmeplanung  

ist eine informelles Planungsinstru­
ment ohne Rechtswirkung nach außen  
(§ 23 Abs.4 WPG). Somit ist es grund­
sätzlich möglich, dass sich die Ge­
meinden und Städte unabhängig von 
dieser formellen Aufgabenübertragung 
auf dem Weg zu einem Wärmeplan ma­
chen. Auch wenn dies vor dem Hin­
tergrund des vom Bundesgesetzgeber 
erzeugten Zeitdrucks naheliegend er­
scheint, sei auf nachfolgende Hemm­
nisse hingewiesen:

2. �UNSICHERE  
FINANZIERUNGSLAGE

Soweit die Gemeinde nicht einen 
rechtwirksamen Förderbescheid nach 
der Kommunalrichtlinie in den Hän­
den hält bzw. der vorzeitige Maßnah­
menbeginn gestattet wurde, wird die 
Kommune „auf eigene Rechnung“ tä­
tig. Von einer Wiederaufnahme der 

Förderung ist nicht auszugehen. Zwar 
hat der Freistaat die Anwendung des 
Konnexitätsprinzips anerkannt, doch 
unabhängig davon wird diese Rege­
lung nicht jeden durch eine Wärmepla­
nung ausgelösten Aufwand umfassen. 
Wer also jetzt Planungsleistungen aus­
schreibt, kann eventuell auf einem Teil 
der Kosten sitzenbleiben. 

3.� ZU ERLEDIGENDE „HAUS­
AUFGABEN“ VOR EINER 
EFFIZIENTEN WÄRME- 
PLANUNG IN BAYERN 

A. ZENTRALES WÄRMEKATASTER 
FEHLT

Jenseits dieser fiskalischen Bedenken 
fehlt es noch an einer Anpassung der 
Wärmeplanung an die Bedürfnisse von 
Landkommunen. Zuallererst geht es in 
der Wärmeplanung darum, den Gebäu­
deeigentümern ein Signal zu geben, ob 
ihnen neben Einzellösungen (insbeson­
dere Pelletheizung, Wärmepumpe) zen­
trale, sprich Netzlösungen angeboten 
werden. Mangels ausreichender Wär­
meliniendichten werden große Tei­
le der Gemeindegebiete ausscheiden. 
Dies greift die der eigentlichen Wär­
meplanung vorgeschaltete Eignungs­
prüfung (§ 14 WPG) auf – in für Net­
ze ungeeigneten Bereichen kann sich 
die Gemeinde auf eine verkürzte Wär­
meplanung beschränken. Die Abschät­
zung kann ohne aufwändige Datener­

1  Baden-Württemberg, Brandenburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Saarland und Schleswig-Holstein

hebungen erfolgen, andererseits bedarf 
es natürlich einer sachlichen Grundla­
ge. Hier bietet es sich an, dass die er­
forderlichen Daten zentral für das gan­
ze Land digitalisiert bereitgestellt 
werden. Mehre Länder1 haben solche 
Wärmekataster bereits für ihre Kom­
munen ins Netz eingestellt. Im Frei­
staat werden derzeit digitale Unterstüt­
zungsmöglichkeiten der Kommunen 
diskutiert, insbesondere ob ein „di­
gitaler Zwilling“ für Bayern angebo­
ten werden kann. Besondere Bedeu­
tung haben in diesem Zusammenhang 
die Kehrbuchdaten der Bezirksschorn­
steinfeger. Seit der Novelle des Baye­
rischen Klimaschutzgesetzes (BayKli­
maG) vom 23.12.2022 ist dort angelegt, 
dass die Kehrbuchdaten (im Einzel­
nen siehe Art. 6 Satz 1 BayKlimaG) ab 
dem Berichtsjahr 2022 dem Landesamt 
für Statistik in elektronischer Form zu 
übermitteln sind. Dieser Datentrans­
fer befindet sich erst im Aufbau und 
die Kehrbuchdaten müssten noch in 
ein eventuelles zentrales Wärmekataster 
eingespielt werden.

B. VEREINFACHTES VERFAHREN 
NOCH UNKLAR

Des Weiteren ermöglicht das Bundes­
gesetz für Kommunen unter 10.000 
Einwohnern Verfahrenserleichterungen 
(„vereinfachtes Verfahren“, siehe  
§ 4 Abs. 3 WPG). Diese müssen aber 
erst auf Landesebene eingeführt wer­

den. Der Freistaat ist grundsätzlich  
bereit diese zuzulassen, die Frage ist 
freilich, was sinnvoll ist: Abstriche  
bei der Beteiligung der Stakeholder  
erscheinen nicht zweckmäßig, da eine 
umsetzbare Planung gerade davon  
lebt, dass die Aktivitäten der Akteure 
bekannt sind. Letztlich sollte man eine 
„Wärmeplanung light“ an einer Pilot­
gemeinde durchspielen und daraus  
eine Handlungsanleitung für Land­
gemeinden ableiten. Apropos Leitfa­
den: Auch der vom Bund angekündigte 
Leitfaden ist noch in der Abstimmung.

C. KLEINE GEMEINDEN MÜSSEN 
AUF DIE WÄRMEPLANUNG  
VORBEREITET WERDEN

Die Wärmeplanung als neue Aufga- 
be bringt gerade für Kommunen  
mit kleinen Verwaltungen große  
Herausforderungen. Um verantwort- 
lich mit dem Thema umgehen zu  
können, sind Grundkenntnisse in  
den Gemeinden erforderlich. Zwar  
ist im WPG angelegt, dass die Kom­
munen den Wärmeplan nicht selbst  
erstellen müssen, sondern Dritte  
beauftragen können (§ 6 Satz 2 WPG).  
Doch bedarf es, auch um diesen Leit­
planken zu setzen, in bestimmtem 
Umfang Fachwissen. Dieses muss  
über Schulungen mit geeignetem  
Lehrmaterial aufgebaut werden.

WÄRMEPLANUNGSGESETZ SEIT  
1. JANUAR 2024 IN KRAFT – NOCH KEINE 
PLANUNGSPFLICHT DER GEMEINDEN
FÜR EINE EFFIZIENTE UMSETZUNG IN BAYERN SIND NOCH "HAUSAUFGABEN" ZU ERLEDIGEN

Text  Stefan Graf, Bayerischer Gemeindetag 
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Die Auswahl des zu beauftragenden 
Fachplaners wird über ein Leistungsver­
zeichnis erfolgen. Hier sollte ein Mus­
ter zur Verfügung stehen, insbesonde­
re bezüglich der „Wärmeplanung light“ 
(siehe oben). Dies führt zur Frage, ob 
die „Wärmeplanung light“ überhaupt 
der vollumfänglichen Beauftragung ei­
nes Fachplaners bedarf. Auf Basis eines 
bayernweiten digitalen Wärmekatasters 
könnten gegebenenfalls auch vom Staat 
den Kommunen zur Verfügung gestellte 
„Wärmekümmerer“ jene Bereiche iden­
tifizieren, wo der Bau/die Erweiterung 
von Wärmenetzen genauer geprüft wer­
den sollte. Dies hätte den Charme, dass 
die Kommunen auf Ausschreibungen 
verzichten könnten. Die Stunde der In­
genieurbüros/der angewandten Wissen­
schaft würde dann erst bei den Mach­
barkeitsstudien schlagen, die belastbar 
dazu Auskunft geben, ob ein Wärme­
netzgebiet ausgewiesen werden soll.

D. VOR DER WÄRMEPLANUNG 
MUSS DIE INTERKOMMUNALE 
ZUSAMMENARBEIT GEPRÜFT 
WERDEN

Schließlich birgt die Verortung der pla­
nungsverantwortlichen Stelle bei jeder 
der 2056 bayerischen Städte und Ge­
meinden die Gefahr des Kirchturm­
denkens. Nahwärmenetze auf Hack­
schnitzelbasis mögen in der jeweiligen 
Gemeinde planbar sein. Doch die He­
bung insbesondere von Tiefengeother­
miepotenzialen braucht Verbrauchs­
cluster von mindestens 100 GWh. Dies 
erfordert in der Regel interkommu- 

nale Zusammenarbeit. Was bedeutet, 
dass der eigentlichen Wärmeplanung 
ein Check vorgeschaltet sein sollte,  
ob nicht aufgrund der Potenziale und 
der Wärmebedarfe eine Konvoiplanung 
oder sogar ein gemeinsamer Wärme­
plan sinnvoll ist. Im Bayerischen Wirt­
schaftsministerium wird deshalb ge­
prüft, über das geförderte Instrument 
Energienutzungsplan diese Herange­
hensweise zu unterstützen.

E. DIE GEMEINDEN BENÖTIGEN 
BELASTBARE ANTWORTEN ZUR 
ZUKUNFT DER GASNETZE

Wärmenetze sind insbesondere dort 
denkbar, wo derzeit Gasnetze liegen. 
Auch diese haben für deren Wirtschaft­
lichkeit eine ausreichende Wärmeli­
niendichte zur Voraussetzung gehabt. 
Durch den Heizungskompromiss hat 
sich nicht nur in der Bundesregierung 
die Zuständigkeit für die Wärmepla­
nung geändert – vom Bundesministe­
rium für Wirtschaft und Klimaschutz 
zum Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen –, 
sondern auch die Haltung zur Umwid­
mung von Gas- zu Wasserstoffnetzen. 
Die Gesetzesbegründung zum WPG 
(BR-Drucksache 388/23, S.69) geht nun 
davon aus, dass von den über 40 Pro­
zent der deutschen Gemeinden unter 
10.000 Einwohnern, die über ein Gas­
netz verfügen (zumindest in einzelnen 
Ortsteilen), mehr als die Hälfte eine 
Umrüstung ihrer Gasnetze auf Was­
serstoff zu erwarten haben. Damit be­
kommt die (belastbare) Erklärung der 

Gasnetzbetreiber, ob sie einen Netz­
teil auf Wasserstoff bis spätestens 2045 
umrüsten, zentrale Bedeutung für die 
Wärmeplanung. Derzeit aber wird sich 
dazu kaum ein Gasnetzbetreiber er­
klären, was die Wärmeplanung „in der 
Luft hängen“ lässt.

F. DIE WIRTSCHAFTLICHEN  
RAHMENBEDINGUNGEN  
FÜR WÄRMENETZE MÜSSEN  
GEKLÄRT WERDEN

Auf der anderen Seite stellen sich hin­
sichtlich der wirtschaftlichen Tragfä­
higkeit von Nah- und Fernwärmenet­
zen noch viele Fragen. Vor allem was 
die Wahlfreiheit der Grundstücksei­
gentümer hinsichtlich des Anschlus- 
ses an ein Wärmenetz anbelangt. Wird 
im Gebiet eines zukünftigen Wärme­
netzes weiterhin die Wärmepumpe  
gefördert? Wird der Landesgesetzge­
ber, nachdem das WPG keinen An­
schluss- und Benutzungszwang  in 
Wärmenetzgebieten enthält, diesen in 
der Gemeindeordnung zumindest für 
Wärmenetze als öffentliche Einrich­
tung schärfen? Hinzu kommt das seit 
vielen Jahren bekannte Eigenkapital­
problem bei der für Bayern interes­
santesten Energieerzeugungsform für 
die Fernwärme, der Tiefengeothermie 
(25 % des bayerischen Wärmebedarfs 
sollen über Geothermie gedeckt wer­
den). Nach wie vor gibt es keine Lö­
sung dafür, wie die Kapitalgeber (ins­
besondere die Gemeinden) für den  
Fall des Eintritts des Fündigkeitsrisi­
kos ausreichend abgesichert werden.

Weitere Informationen erwünscht?  
089 360009-23, stefan.graf@bay-gemeindetag.de

Angesichts der aktuellen (geo-) 
politischen Entwicklungen stand 

diese durchaus Besorgnis erweckende  
Fragestellung im Mittelpunkt des dies­
jährigen Bayerischen Verfassungstags 
am 1.12.2023. Bereits seit 56 Jahren  
veranstalten der Verein „Bayerische  
Einigung e.V.“ gemeinsam mit der 
Bayerischen Volksstiftung diesen Fest­
akt zu Ehren unserer Landesverfassung 
und in Erinnerung an den 1. Dezember 
1946, an dem die Bayerische Verfassung 
durch freie Abstimmung von den Bür­
gerinnen und Bürgern Bayerns ange­
nommen wurde. Die Bayerische Bür­
germeisterblaskapelle durfte in diesem 
Jahr zur musikalischen Umrahmung 
der Veranstaltung im Festsaal des  
Hofbräuhauses in München beitragen.
Sowohl die Präsidentin des Bayeri- 
schen Landtags Ilse Aigner als auch 
Bayerns Innenminister Joachim Herr­
mann warben in ihren Grußworten  
dafür, angesichts der Herausforderun­
gen und Krisen der Gegenwart ent­
schlossen für unsere Werte eintreten, 
da die Demokratie kein Selbstläufer 
sei. Innenminister Joachim Herrmann 

sprach dabei seine Besorgnis aus über 
die zunehmenden Polarisierungen in 
der Gesellschaft und die Gefahr ma­
nipulativ extremistischer Tendenzen, 
etwa versteckter oder gar unverhoh­
len offen kommunizierter Antisemitis­
mus unter dem Deckmantel pro-paläs­
tinensischer Demonstrationen. Dazu 
passend referierte Frau Prof. Dr. Ur­
sula Münch, Direktorin der Akade­
mie für Politische Bildung in Tutzing, 
in einem späteren und sehr erhellenden 
Festvortrag zum Thema „Wachsamkeit 
statt Fatalismus. Herausforderung und 
Schutz der liberalen Demokratie  
in Zeiten digitaler Manipulation“.  
Der Vortrag beleuchtete, wie und wa­
rum die digitalen Netzwerke dazu ge­
nutzt werden können, das Vertrau­
en der Bürger in die Demokratie und 
ihre Repräsentanten zu unterminieren, 
zeigte aber auch Möglichkeiten auf, 
den Gefahren einer digitalen Manipu­
lation zu begegnen.

Der im Rahmen der Veranstaltung  
ausgelobte Verfassungspreis „Jugend 
für Bayern“ ging in diesem Jahr an das 

deutschlandweit einzigartige Projekt 
„Lernzirkel Judentum“ des Dossen­
berger-Gymnasiums Günzburg.  
Seit knapp 25 Jahren bringen dort 
Schülerinnen und Schüler der neunten 
Klassen Grundschülern (bisher bereits 
25.000 Teilnehmende!) auf kreative  
Art das jüdische Leben und den jüdi­
schen Glauben näher und fördern  
damit die Befassung mit jüdischer  
Geschichte und Kultur in Bayern.

Die Landtagspräsidentin Ilse Aigner  
wies in ihrer Ansprache die in Dis­
kussionen des Öfteren anklingende  
Kritik, die Demokratie würde nicht 
mehr funktionieren, zurück. Auch 
wenn man stets das Scheitern der  
ersten parlamentarischen Demokra- 
tie in der Weimarer Republik vor  
Augen haben müsse, gebe es zu un- 
serer freiheitlichen Demokratie keine 
bessere Alternative auf der Welt. 

Dem ist nichts hinzuzufügen.

Ad multos annos,  
Bayerische Verfassung!

IST UNSERE DEMOKRATIE IN GEFAHR? 
BAYERISCHER VERFASSUNGSTAG AM 1.12.2023

Text Dr. Andreas Gaß, Bayerischer Gemeindetag 

Besetzung der Bürgermeisterkapelle  
am Verfassungstag 2023

Die Bürgermeisterkapelle im voll besetzten Festsaal des HofbräuhausesFo
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Bei der 7. Bayerischen Nachhal­
tigkeitstagung im Würzburger 

Congress Centrum haben sich kürz­
lich Engagierte aus dem ganzen Frei­
staat getroffen, um Erfahrungen auszu­
tauschen. Im Fokus der Veranstaltung 
stand die Frage, wie man sich Nach­
haltigkeit in Zeiten knapper Kassen 
bei den Kommunen leisten kann. Kla­
re Worte gab es dazu zum Beispiel von 
Würzburgs Klimabürgermeister Martin 
Heilig: „Nachhaltigkeit ist kein Nice-
to-have, es ist nichts, was wir später  
irgendwann machen können.“ 

Die Veranstalter der Tagung, das Zen­
trum für nachhaltige Kommunalent­
wicklung in Bayern und RENN.süd 
(Regionale Netzstellen Nachhaltig­
keitsstrategien) gemeinsam mit vie­
len Kooperationspartnern, suchten 
gemeinsam mit den rund 200 Teilneh­
menden nach der richtigen Balance: 
zwischen den Katastrophenmeldungen 
und der Dringlichkeit, Klimaschutz 
und Klimaanpassungen anzugehen auf 
der einen Seite und einer positiven, 
motivierenden Vision auf der anderen 
Seite. Die Vorträge und interaktiven 
Programmpunkte der Tagung deckten 
beide Seiten ab.

ES IST FÜR KOMMUNEN WENI­
GER TEUER, JETZT IN KLIMA­
SCHUTZ ZU INVESTIEREN

Eine Argumentations-Grundlage für 
die Dringlichkeit von Nachhaltigkeits-
Maßnahmen lieferte die Umwelt-Öko­
nomin Dr. Alexandra Dehnhardt vom 

Institut für ökologische Wirtschafts­
forschung (IÖW) Berlin. Sie stellte in 
ihrem Vortrag „Was uns die Folgen des 
Klimawandels kosten“ eine Studie des 
IÖW vom Frühjahr 2023 vor, in der di­
rekte und indirekte Schäden des Kli­
mawandels in Geldwerte umgerech­
net wurden. Die Studie errechnete für 
die erfassbaren Extremwetterereignisse 
in Deutschland von 2000 bis 2021 eine 
Schadenssumme von insgesamt 145 
Milliarden Euro. Durch rechengestütz­
te Modelle wurde außerdem Szenarien 
ermittelt, wie hoch die volkswirtschaft­
lichen Folgekosten des Klimawan­
dels bis 2050 ausfallen könnten: zwi­
schen 280 und 900 Milliarden Euro. 
„Das zeigt: Wenn wir jetzt nicht han­
deln, wird es in Zukunft sehr teuer und 
der Klimawandel kostet uns jetzt schon 
Milliarden“, fasste Dehnhardt zusam­
men. „Die Zahlen sprechen dafür, dass 
es sehr viel teurer wird, wenn wir jetzt 
nicht handeln.“ Für Kommunen sei es 
daher gerade angesichts knapper Kas­
sen wichtig, in einen entschiedenen 
Klimaschutz zu investieren.

Diese Sichtweise vertritt auch Martin 
Heilig, der als Klimabürgermeister der 
Stadt Würzburg eingeladen war, seine 
Erfahrungen einzubringen: Für Nach­
haltigkeits-Maßnahmen sei es ent­
scheidend, die Menschen mitzuneh­
men und Ängsten und Desinformation 
etwas entgegenzustellen. Durch ge­
lungene Kommunikation könne man 
vermitteln, welchen Nutzen Maßnah­
men wie der Ausbau von ÖPNV oder 
Begrünung in der Stadt für die Men­
schen bringen. Zudem brauche es drin­

gend eine Reform des Haushaltsrechts, 
so dass ein kommunaler Haushalt es 
erlaube, rentierliche Schulden zu ma­
chen: „Wenn wir jetzt unsere Schulen 
sanieren, haben wir in ein paar Jahren 
niedrigere Energiekosten“, sagte Hei­
lig, „solche Schulden darf man nach 
aktuellem Recht aber nicht machen, 
wenn der Haushalt es nicht hergibt“.

EINE POSITIVE VISION REGT 
ZUM HANDELN AN

In den Impuls-Vorträgen und einer 
Fishbowl-Diskussion, an der sich alle 
Tagungs-Teilnehmenden beteiligen 
konnten, kam mehrfach zur Sprache, 
wie wichtig es neben der Dringlichkeit 
der Lage sei, die Menschen durch eine 
positive Vision von der Zukunft zu ei­
nem nachhaltigeren Verhalten zu moti­
vieren. Boris Lebedev vom Think Tank 
Reinventing Society erklärte, ein hilf­
reiches Konzept dafür sei die Realuto­
pie – sie verbinde die Vision von einer 
guten Zukunft mit praktikablen Lö­
sungsansätzen. Als ein Beispiel für eine 
positive Vision zeigte er Fotomonta­
gen von deutschen Großstädten, die 
das Ergebnis der Verkehrswende und 
Begrünung der Innenstädte abbilden: 
Grüne Fassaden in Stuttgart oder ein 
Park mit Wasserspielplatz und Fahrrad-
Highway am Münchener Siegestor.
Praktische Anregungen und Know-how 
für Kommunen und Engagierte

Viele Beispiele für existierende Pro­
jekte und Anregungen konnten die Ta­
gungs-Teilnehmenden vom Zukunfts­

markt und Wandelplenum mitnehmen, 
einer kleinen Messe mit Kurzvorträgen 
und Raum für Gespräche. Dort war 
zum Beispiel zu erfahren, welche Bio­
diversitäts-Maßnahmen für Kommu­
nen sich auch mit wenig Geld schnell 
umsetzen lassen oder wie Genossen­
schafts-getragene Initiativen Nachhal­
tigkeitsthemen umsetzen. Es stellten 
sich Initiativen, Vereine und Netz­
werkstellen oder auch Unternehmen 
vor, die Lösungen wie ein nachhaltiges 
Hausaufgabenheft, einen Klimafonds 
für nachhaltige Projekte oder sozial-
ökologische Investitions-Möglichkei­
ten präsentierten.

In den Workshops am Nachmittag ver­
mittelten Expertinnen und Experten 
praxisnahes Fachwissen: Vertreterinnen 
und Vertreter von Kommunen konnten 

sich darüber informieren, wie sich Kos­
ten über den ganzen Lebenszyklus ei­
nes Produktes mit dem kommunalen 
Beschaffungs- und Vergaberecht kom­
binieren lassen und so zu nachhaltige­
ren Entscheidungen beitragen. In ei­
nem weiteren Workshop gab RENN.
süd gemeinsam mit Kooperationspart­
nern Erfahrungen darüber weiter, wie 
sich Unternehmen schrittweise nach­
haltig aufstellen können. Vertreterinnen 
des Landesamtes für Umwelt zeigten 
Interessierten anhand eines Praxisbei­
spiels, wie Kommunen ein Klimaan­
passungskonzept erarbeiten und dabei 
die Bevölkerung einbeziehen können. 
Auch die Themen Wasserrückhalt in der 
Landschaft, das Konzept „Schwamm­
stadt“ und Finanzierungsmöglichkeiten 
oder Resilienz gegen Klimaangst wur­
den vermittelt und diskutiert.

Die Tagung bot den Teilnehmenden, 
die von Vereinen, Verbänden, Initiati­
ven und Kommunen aus Bayern kamen, 
vielfältige Möglichkeiten, sich mitei­
nander zu vernetzen und Wissen aus­
zutauschen. Zum Abschluss ermutigte 
Silke Timm von RENN-süd als Vertre­
terin der Veranstalter die Anwesenden, 
den Appell für eine bessere und moti­
vierende Kommunikation über Nach­
haltigkeit umzusetzen: „Wir müssen 
mehr darüber reden, was wir tun.“

Weitere Informationen zur 7. Bayeri­
schen Nachhaltigkeitstagung sind  
unter kommunal-nachhaltig.de/ 
nachhaltigkeitstagung2023 zu finden. 

„FÜR KOMMUNEN IST ES WICHTIG,  
IN EINEN ENTSCHIEDENEN KLIMASCHUTZ 
ZU INVESTIEREN“

Text  Zentrum für nachhaltige Kommunalentwicklung in Bayern
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 „Mit gutem Beispiel voranzu-
gehen, ist nicht nur der bes-

te Weg, andere zu beeinflussen, es ist 
der einzige.“ Mit diesem Zitat von Al­
bert Schweitzer würdigte Peter Högg, 
erster Bürgermeister des Marktes Die­
dorf (Landkreis Augsburg) und Ver­
treter des Bayerischen Gemeindetags 
beim Prämierungstermin, die Preis­
träger des Wettbewerbs „Ausgezeich­
nete Bäche“ 2023. Die Preisverleihun­
gen fanden am 6. September in Jengen 
(Lkr. Ostallgäu) und Obertrubach (Lkr. 
Forchheim) statt und wurden von Um­
weltminister Thorsten Glauber und 
Ministerialdirektor Dr. Rüdiger Detsch 
(StMUV) vorgenommen. 

Bei strahlendem Sonnenschein hat­
ten sich die Vertreter der kommuna­

len Preisträger zu den Preisverleihungen 
eingefunden. Unter ihnen waren Bürg­
ermeisterInnen und Verantwortliche in 
den Gemeinden, aber auch Vorsitzende 
und Verantwortliche eines Hochwasser­
schutz-Zweckverbandes, eines Gewäs­
serunterhaltungszweckverbandes und 
eines Landschaftspflegeverbandes. Dr. 
Detsch lobte alle Preisträger und Teil­
nehmer des Wettbewerbs für ihr beson­
deres und individuelles Engagement 
und stellte fest: „Sie alle haben einen 
ausgezeichneten Bach vor der Haustür!“

Der Bayerische Gemeindetag ist 
Schirmherr des Wettbewerbs und Bür­
germeister Högg aus Diedorf unter­
strich in seiner Rede die vielfältigen 
Herausforderungen für Gemeinden 
mit ihren Gewässern III. Ordnung: 

Hochwasserereignissen und Starkregen 
kann mit Hochwasserrückhalt und na­
turnaher Gewässerentwicklung begeg­
net werden. Außerdem stellte er fest: 
„ökologisch wertvolle Bachläufe ha­
ben einen wesentlichen Anteil am Na­
turschutz“. Weiter sind gerade auch 
kleine Gewässer wichtig für die „Sozi­
alfunktion“: Wohnortnahe und natur­
verträgliche Erholung spielt sowohl in 
der freien Landschaft als auch in Sied­
lungsnähe und innerhalb von Siedlun­
gen eine wichtige Rolle.

Der Wettbewerb „Ausgezeichnete Bä­
che“ wurde im Jahr 2023 zum zweiten 
Mal ausgelobt und zeichnet Kommu­
nen aus, die ihre Bäche vorbildhaft pfle­
gen und weiterentwickeln. Er wird von 
der Koordinierungsstelle der Gewässer-

WETTBEWERB „AUSGEZEICHNETE BÄCHE“ 
2023 DER GEWÄSSERNACHBARSCHAFTEN 
BAYERN
DAS UMWELTMINISTERIUM PRÄMIERTE DIE PREISTRÄGER

Text  Ludwig Lipp, Dr. Thomas Henschel, Peter Högg, Werner Rehklau, Dr. Juliane Thimet

Gruppenfoto der Preisverleihung Fo
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Nachbarschaften Bayern am Landesamt 
für Umwelt durchgeführt. Gefragt wa­
ren dabei Beispiele für den naturnahen 
Gewässerausbau, aber auch für eine na­
turverträgliche Gewässerunterhaltung 
nach dem Motto „Kleine Maßnahme – 
große Wirkung!“. Für letztere wurden 
erstmalig Sonderpreise vergeben.

Das Jurorenteam einigte sich auf fol­
gende Preisträger: 1. Preis: Hochwas­
serschutz-Zweckverband Gennach-
Hühnerbach (Jengen), 2. Preis: VG 
Furth – Further Bach, 3. Preis: Gem. 
Obertrubach – Trubach, Sonderpreise: 
Gem. Baar (Schwaben) – Kleine Paar, 

Gewässerunterhaltungszweckverband 
Rosenheim – Wieshamer Bach (Gra­
fing b. München), Landschaftspflege­
verband Günzburg – Libellengräben 
(Gem. Balzhausen, Jettingen-Schep­
pach, Münsterhausen, Ursberg, Zie­
metshausen, Neuburg a. d. Kammel).

Der Wettbewerb versteht sich v. a. auch 
als Plattform für Nachahmensw ertes. 
In diesem Sinne wünschte Bürgermeis­
ter Högg den Anwesenden zu recht, 
dass „wir alle heute viele gute Eindrü­
cke und Ideen von dieser Prämierung 
mitnehmen“.

Die Wettbewerbsbeiträge zeigen eine 
Vielfalt an Herangehensweisen und 
Möglichkeiten wie z. B. Kooperationen 
mit anderen Kommunen oder Verbän­
den, Finanzierung über Förderungen 
der Wasserwirtschaft, der Ländlichen 
Entwicklung oder als naturschutz­
rechtliche Ausgleichsfläche und Schaf­
fung von Einrichtungen zur Naherho­
lung für die heimische Bevölkerung. 

Unter gn-bayern.de >Bächewettbewerb  
>Wettbewerb 2023 werden sowohl die 
prämierten Beiträge als auch alle ande­
ren eingereichten Projekte vorgestellt. 

Renaturierter Abschnitt der Gennach
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Es ist mittlerweile schon gute Tra­
dition, dass die ARGE des Baye-

rischen Gemeindetags „Frauen führen 
Kommunen“ auf der KOMMUNALE  
in Nürnberg ein Forum ausrichtet. Mo­
deriert wurde die Veranstaltung von 
Cornelia Hesse und Kerstin Stuber von 
der Geschäftsstelle des Gemeindetags.

Dieses Jahr stand der Blick auf Europa 
im Mittelpunkt. Die Generalsekretärin 
der Grünen im Europäischen Ausschuss 
der Regionen, Frau Dr. Angelika Poth-
Mögele, vermittelte einen Überblick zur 
Situation in europäischen Institutionen 
und Ländern: Eine wichtige Erkenntnis­
quelle ist hierbei eine Studie des CEMR 
(Council of European Municipalities 
and Regions) aus dem Jahr 2019, wel­
che nicht nur die EU, sondern über 40 
Länder erfasst. Demnach liegt der An­
teil der Bürgermeisterinnen bei 15 %, der 
Anteil der Gemeinderätinnen bei 29 %.

Der CEMR selbst hat 2013 seine Statu­
ten geändert und festgelegt, dass min­
destens 40% des unterrepräsentier­
ten Geschlechts im Hauptausschuss 
und 30 % im Verwaltungs- und im Fi­
nanzausschuss vertreten sein müssen. 
Im Kongress der lokalen und regiona­
len Gebietskörperschaften des Europa­
rates (KGRE) fordert eine Resolution 
mindestens 30 % des unterrepräsentier­
ten Geschlechts; empfohlen sind 40 %. 
Der CEMR Hauptausschuss setzte sich 
2019 aus 47 % Frauen zusammen, 2008 
waren es 23,2 %, und im KGRE betrug 

1  Forum VI der KOMMUNALE 2023 in Nürnberg

der Frauenanteil 41,6 % in 2019 gegen­
über 23,2 % in 2008.

Der Frauenanteil im Europäischen Parla-
ment ist im Laufe der Jahre kontinuier­
lich gestiegen. Derzeit hat er mit 40,4 % 
einen historischen Höchststand erreicht.

Der 2022 EU-Jahresbericht zur Lage 
der Regionen und Städte des Ausschus­
ses der Regionen verzeichnet Quoten­
regelungen in 11 Mitgliedstaaten der 
EU. Die Erkenntnisse zur umstrittenen 
Quotenfrage erscheinen nicht eindeu­
tig: Die Länder mit einer Quote verfü­
gen zwar über mehr Frauen in der Po­
litik, aber in den Ländern ohne Quote 
gibt es mehr Bürgermeisterinnen.

Abgerundet wurde das Forum durch 
Beiträge der Sprecherinnen der ARGE 
„Frauen führen Kommunen“, Bürger­
meisterin Kathrin Alte und Bürgermeis­
terin Susanne Hoyer sowie der Zweiten 
Vizepräsidentin des Bayerischen Ge­

meindetags und KGRE-Delegierten 
Bürgermeisterin Dr. Birgit Kreß. 

Die Sprecherinnen forderten eine stär­
kere – auch formelle - Verankerung 
der ARGE im Bayerischen Gemeinde­
tag. Kathrin Alte betonte, dass kon­
krete Zielvorgaben für mehr Frauen in 
der Kommunalpolitik und die entspre­
chende Bereitstellung finanzieller Mit­
tel seitens des Staates für die Zieler­
reichung erforderlich sind. Susanne 
Hoyer unterstrich, dass es nicht  
nur um starke Netzwerke und Moti­
vation von Frauen durch Frauen geht, 
sondern dass eine geschlechtergerechte 
Besetzung von politischen Gremien  
ein gesamtgesellschaftlicher Auftrag 
ist: Dafür braucht es eben auch die 
Männer. Dr. Brigit Kreß brachte es auf 
den Punkt: Es ist ein zäher Prozess!

Weitere Informationen erwünscht?
089 360009-15, kerstin.stuber@ 
bay-gemeindetag.de  

In unserer von technologischen Fort­
schritten geprägten Welt neigen wir 

dazu, die Verletzlichkeit unserer mo­
dernen Gesellschaft zu übersehen. 
Doch was passiert, wenn plötzlich die 
gewohnte Strom- und Ressourcenver­
sorgung ausfällt? Dieser Beitrag wirft 
einen eingehenden Blick auf die Her­
ausforderungen und die unerlässliche 
Notwendigkeit der Notversorgung in 
Katastrophenfällen und während Bla­
ckoutszenarien.

DIE GEFAHR VON BLACKOUTS 
UND KATASTROPHEN

Ob Naturkatastrophen, terroristische 
Angriffe oder technische Störungen – 
die Ursachen für Blackouts sind vielfäl­
tig. Die Hochwasserkatastrophe Ahrtal 
im Sommer 2021 und die Energieknapp­
heit im Winter 2022/23 haben schmerz­
lich ins Bewusstsein gerückt, wie wichtig 
eine funktionierende Notstromversor­
gung ist. Diese Ausfälle können nicht 
nur vorübergehende Unannehmlichkei­
ten verursachen, sondern auch lebens­
wichtige Infrastrukturen zum Erliegen 
bringen, was verheerende Auswirkungen 
auf die Wasserversorgung, Kommunika­
tionssysteme und medizinische Einrich­
tungen haben kann.

NOTVERSORGUNG ALS  
ÜBERLEBENSSTRATEGIE:

Angesichts dieser Risiken ist die Ent­
wicklung von Notversorgungsstrate­
gien von entscheidender Bedeutung. 

Hierbei spielt die Gemeinschaft eine 
Schlüsselrolle. Lokale Gemeinschaften, 
Unternehmen und Regierungen müs­
sen gemeinsam Pläne entwickeln, um 
sicherzustellen, dass im Ernstfall die 
Grundbedürfnisse der Bevölkerung  
gedeckt werden können.

SICHERSTELLUNG DER 
STROMVERSORGUNG  
DURCH GENERATOREN:  
TECHNISCHE LÖSUNGEN UND 
ENTSCHEIDUNGSHILFEN

Ein entscheidender Aspekt der Not­
versorgung in Katastrophensituationen 
und während Blackouts ist die Gewähr­
leistung einer zuverlässigen Stromver­
sorgung. Diese wird häufig durch den 
Einsatz von Generatoren realisiert, die 
mit Diesel, Benzin oder Gas betrieben 
werden. Im Folgenden betrachten wir 
die technischen Aspekte dieser Gene­
ratoren sowie Entscheidungshilfen für 
ihre Auswahl und Nutzung.

DIESELGENERATOREN

Vorteile: Dieselgeneratoren bieten eine 
robuste, zuverlässige Leistung, hohe 
Energieeffizienz, einfache Wartung, 
schnelle Anlaufzeit, langfristige Nut­
zung und ökonomische Vorteile für die 
Notstromversorgung in verschiedenen 
Situationen. Die meisten Dieselgenera­
toren können und dürfen übrigens auch 
mit Heizöl betrieben werden. Bereits ab 
10 kVA finden diese Anwendung. Ent­
scheidungshilfen: Ideal für Gemein­

schaften mit kontinuierlichem Strom­
bedarf und höherem Energiebedarf.

BENZINGENERATOREN

Vorteile: Bei kurzfristigem Einsatz  
bieten Benzingeneratoren Flexibilität, 
einfache Handhabung, geringere  
Umweltauswirkungen, breite Verfüg­
barkeit von Benzin und eine kompak­
tere Bauweise.  Diese Merkmale sind  
für mobile Anwendungen und aku­
te Notfallsituationen ideal. Entschei­
dungshilfen: Geeignet für kurzfristige 
Einsätze oder Gemeinschaften mit  
geringerem Energiebedarf.

GASGENERATOREN

Vorteile: Wirtschaftliche Effizi­
enz durch kostengünstiges Erdgags/

FRAUEN IN DER POLITIK:  
ENTWICKLUNGEN IN EUROPA1

GEMEINSCHAFTLICHE VORBEREITUNG  
AUF NOTVERSORGUNG IN KATASTROPHEN- 
UND BLACKOUT-SZENARIEN

Text  Kerstin Stuber, Bayerischer Gemeindetag Text  Frank Jäger, Katastrophenschutz-Partner / QP International GmbH

FRANK JÄGER  
Technischer Leiter

Dr. Angelika Poth-Mögele, Dr. Birgit Kreß und Kerstin Stuber im Gespräch zu europäischen 
Entwicklungen
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LPG. Gasgeneratoren sind eine um­
weltfreundliche Option mit gerin­
gen Emissionen, hohe Effizienz in der 
Energieumwandlung, kontinuierliche 
Verfügbarkeit des Brennstoffs und zu­
verlässige Stromerzeugung in kritischen 
Situationen. Entscheidungshilfen: 
Empfehlenswert für Gemeinschaften, 
die Umweltaspekte berücksichtigen und 
eine kostengünstigste Lösung suchen.

HYBRIDLÖSUNGEN

Neben den herkömmlichen Generato­
ren sind Hybridlösungen besonders  
interessant. Um eine hocheffiziente 
und stabile Energieversorgung zu ge­
währleisten, kombinieren diese Art von 
Stomerzeugern Speicherbatterien und 
Wechselrichter mit traditionellen Gene­
ratoren. Darüber hinaus integrieren sie 
optional erneuerbare Energiequellen wie 
Solarenergie oder Windkraft, um eine 
nachhaltige Stromerzeugung zu ermög­
lichen. Durch diese Kombination wird 
die kontinuierliche Stromerzeugung er­
möglicht, selbst wenn die erneuerbaren 
Quellen gerade nicht verfügbar sind.

ORIENTIERUNGSHILFE

Energiebedarf analysieren: Eine genaue  
Einschätzung des Energiebedarfs der 
Gemeinschaft ist entscheidend, um 
Notunterkünfte, medizinische Einrich­
tungen, Kommunikationseinrichtungen 
und andere kritische Infrastrukturen  
zu betreiben. Betriebsdauer: Je nach 
geplanter Einsatzdauer sollte zwischen 

kurzfristigen Lösungen (Benzingenera­
toren) und Langzeitlösungen (Diesel­
generatoren) gewählt werden.

Umweltauswirkungen  
Die Berücksichtigung von Umweltaus­
wirkungen und Kraftstoffverfügbarkeit 
ist entscheidend, insbesondere beim 
Einsatz von Dieselgeneratoren. Die­
selgeneratoren, die der STAGE V Ab­
gasnorm entsprechen, bieten eine um­
weltfreundlichere Lösung. Sie sind 
besonders geeignet für langfristige Ein­
sätze. STAGE V Generatoren sind für 
mobile Einsatzszenarien  gesetzlich vor­
geschrieben, da sie die Emissions- und 
Schadstoffwerte deutlich reduzieren.

Wartung und Schulung  
Die Verfügbarkeit von Fachpersonal für 
Wartung und Reparatur ist entschei­
dend. Gemeinschaften sollten Schu­
lungen für den sicheren Betrieb und die 
Wartung von Generatoren bereitstellen.

Lokale Gesetze und Vorschriften  
Beachtung der lokalen Gesetze und 
Vorschriften hinsichtlich des Ge­
neratorbetriebs. Einige Gebiete ha­
ben spezifische Regelungen zu Lärm­
emissionen, Kraftstofflagerung und 
Umweltauswirkungen.

Die Wahl des richtigen Generators  
und die Implementierung einer durch­
dachten Energiestrategie sind entschei­
dend für eine effektive Notversorgung 
in Katastrophenfällen. Dies stellt eine 
Investition in die Resilienz der Ge­
meinschaft dar und sichert die Lebens­
qualität in herausfordernden Zeiten.

GLEICHFALLS VON BEDEUTUNG

Kompatibilität mit dem bestehenden 
Stromnetz
Die Generatoren werden angepasst, 
damit sie nahtlos ins Stromnetz integ­
riert werden können. Es wird sicherge­
stellt, dass Frequenz und Spannung  
des Notstromsystems mit dem norma­
len Stromnetz übereinstimmen.

Schutz vor Störfaktoren
Dies beinhaltet regelmäßige Wartung, 
um technische Probleme frühzeitig  
zu erkennen und zu beheben. Zudem 
werden Standortauswahl und Schutz­
maßnahmen gegen Umwelteinflüsse 
wie Hochwasser oder Stürme getroffen.

Effiziente Logistik
Hier steht der schnelle und effiziente 
Transport von Notstromaggrega- 
ten und Treibstoffen zum Einsatzort  
im Fokus. Zudem erfolgt die Vorrats­
haltung von Treibstoffen, um eine  
kontinuierliche Energieversorgung  
zu gewährleisten.

Sicherung der Treibstoffversorgung
Dies umfasst die Kontrolle des Treib­
stoffvorrats und regelmäßige Auffül­
lung, um Engpässe zu vermeiden.  
Bei Bedarf wird auch der Einsatz alter­
nativer Energiequellen wie Solarstrom 
erwogen, um die Abhängigkeit von 
fossilen Brennstoffen zu reduzieren.

Durch diese Maßnahmen wird eine  
zuverlässige Notstromversorgung  
gewährleistet, selbst unter widrigen 
Bedingungen.

WASSER- UND LEBENS- 
MITTELVERSORGUNG:

Ein wesentlicher Aspekt der Notversor­
gung ist die Sicherstellung ausreichen­
der Wasser- und Lebensmittelversor­
gung. In vielen Katastrophenszenarien 
werden Supermärkte geplündert und 
Wasserleitungen könnten unterbrochen 
sein. Daher sollten Gemeinschaften 
Vorräte an haltbaren Lebensmitteln, 
Wasser und anderen lebenswichtigen 
Gütern anlegen. Lokale landwirtschaft­
liche Betriebe könnten in Krisenzeiten 
eine entscheidende Rolle spielen.

KOMMUNIKATION  
UND KOORDINATION

Effektive Kommunikation und Koor­
dination sind in Krisensituationen von 
entscheidender Bedeutung. Gemein­
schaften sollten Notfallkommunika­
tionspläne entwickeln, die den Infor­
mationsaustausch zwischen Bürgern, 
Organisationen und Behörden erleich­
tern. Mobile Kommunikationseinrich­
tungen und soziale Medien können  
dabei als wichtige Werkzeuge dienen.

SCHULUNG UND  
SENSIBILISIERUNG:

Die besten Pläne sind nutzlos, wenn die 
Bevölkerung nicht darauf vorbereitet ist, 
sie umzusetzen. Schulungen und Sen­
sibilisierungskampagnen können dabei 
helfen, die Gemeinschaft auf den Ernst­
fall vorzubereiten. Erste-Hilfe-Kur­

se und Workshops zur Selbstversorgung 
und Simulationen von Krisensituatio­
nen sind Maßnahmen, die die Resilienz 
einer Gemeinschaft stärken können.

FAZIT

Die Notversorgung in Katastrophen­
fällen und während Blackouts erfor- 
dert eine umfassende Vorbereitung  
auf individueller, gemeinschaftlicher 
und staatlicher Ebene. Nur durch die 
Zusammenarbeit aller Beteiligten  
kann eine Gesellschaft die Herausfor­
derungen einer Krise bewältigen. Es 
liegt an uns heute die notwendigen 
Schritte zu unternehmen, um morgen 
besser vorbereitet zu sein.

Abschließend möchte dieser Beitrag 
dazu ermutigen, fortlaufende For­
schung zu betreiben und fortschrittli­
che Notstromlösungen in Kommunen 
aktiv umzusetzen. Die kontinuierli­
che Innovation auf diesem Gebiet ist 
von entscheidender Bedeutung, um 

effektiv auf die steigenden Heraus­
forderungen zu reagieren und die Si­
cherheit der Gemeinschaft nachhaltig 
zu gewährleisten. Eine proaktive He­
rangehensweise an die Notstromver­
sorgung bildet dabei den Schlüssel für 
eine widerstandsfähige und zukunfts­
orientierte Kommune.

Diese Zusammenarbeit mit den  
Katastrophenschutz-Partnern aus 
Würzburg kann hierbei eine Schlüssel­
rolle einnehmen, um rechtzeitig Lö­
sungen zu entwickeln und die Resi­
lienz der Gesellschaft zu stärken. Für 
sämtliche Anliegen im Bereich der 
Notstromversorgung, Katastrophen­
schutz und für weiterführende Bera­
tung steht Ihnen das komplette Team 
der KSP zur Verfügung. 

Bei Fragen oder Bedarf an technischer 
Hilfe können Sie sich gerne direkt  
an mich wenden. Wir sind hier, um  
Ihnen professionell zur Seite zu ste­
hen, um der Katastrophe immer einen 
Schritt voraus zu sein.

Weitere Informationen erwünscht?  
Tel. 0931 730474-41; service@katastrophenschutz-partner.de

FACHBEITRÄGE FACHBEITRÄGE
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Die Webseite ist ein wichtiges Aushän­
geschild für eine Kommune. Dort ver­
öffentlicht sie aktuelle Informationen  
zu Ämtern, Ansprechpartnern und 
Dienstleistungen. Besucher erhalten 
einen Überblick über Sehenswürdig­
keiten, Freizeitangebote und die Gas­
tronomie. Auch eine Datenschutzer­
klärung ist in die kommunale Webseite 
eingebunden. Sie muss richtig sein, 
denn Abmahn-Spezialisten nutzen  
jeden Fehler aus.

Jeder Webseitenbetreiber ist nach der 
DSGVO dazu verpflichtet, eine Daten­
schutzerklärung vorzuhalten. Sie muss 
jederzeit einsehbar sein. Zweck der Da­
tenschutzerklärung ist es, eine transpa­
rente Information im Sinne von Art. 13 
DSGVO bereitzustellen und Auskunft 
darüber zu geben, welche Datenverar­
beitung auf der kommunalen Webseite 
stattfindet. Die Informationen müssen 
präzise sein und in klarer und einfacher 
Sprache formuliert werden.

Wegen der vielen technischen Mög­
lichkeiten, eine Webseite zu gestalten, 
wird die Datenschutzerklärung immer 
komplexer. Gesetzliche Änderungen 
und neue Datenschutzregeln müssen 
im Blick behalten und zügig umge­
setzt werden. Denn Abmahnanwälte 
sind gut informiert und suchen gezielt 
nach Webseiten mit Datenschutzerklä­
rungen, die nicht aktuell sind. Manch­
mal genügt schon die Einbindung einer 
neuen Schriftart in eine Webseite, um 
einen Datenschutz-Verstoß zu begehen 
und eine Abmahnung zu erhalten.

So erhielten vor einiger Zeit viele  
Kommunen und Unternehmen Ab­
mahnschreiben und Schadenersatzfor­
derung von Anwälten. Sie hatten die 
Schriftart Google Fonts in ihre Web­
seite eingebunden und damit, ohne es 
zu ahnen, die persönlichen IP-Adres­
sen ihrer Webseiten-Besucher an Goo­
gle weitergeleitet. Die Abmahn-An­
wälte beanstandeten, dass es dafür 
weder eine Rechtsgrundlage gab, noch 
in der Datenschutzerklärung darü­
ber informiert wurde. Der finanzielle 
Schaden für die Betroffenen war zwar 
nicht besonders hoch, groß war aber 
der Ärger für Kommunen und Unter­
nehmen, denn es musste viel Zeit in­
vestiert werden, um den Fehler aufzu­
klären und zu beseitigen.

Der Fall zeigt, dass Fehler in einer Da­
tenschutzerklärung nicht trivial sind. 
Durch einen regelmäßigen Webseiten-
Scan lassen sie sich aber leicht vermeiden. 

WEBSEITEN-SCAN

Viele Webseitenbetreiber fragen sich, 
wie sie die Anforderungen, die der  
Datenschutz an sie stellt, erfüllen  
und ohne viel Aufwand umsetzen  
können. Eine Lösung bietet der Web­
seiten-Scan. Damit kann eine Websei­
te analysiert und die Datenschutzer­
klärung aktuell gehalten werden.

Der erste Schritt dabei ist ein Scan der 
Webseite mit allen Unterseiten. Die 
Technik wird dabei ebenso begutach­
tet, wie die richtige Ausgestaltung des 

Consent-Banners, mit dem die Web­
seiten-Besucher die Cookies einstel- 
len können. Es wird geprüft, welche  
externen Dienste eingesetzt werden, 
die Daten in Länder außerhalb der  
EU übermitteln,. Ein Beispiel dafür  
ist Google Maps, das häufig verwen- 
det wird, um Besuchern die Anfahrt  
zu touristischen Attraktionen zu er­
leichtern, und das Daten an Google 
übermittelt.

Nach Fertigstellung des Scans wird  
ein Scan-Bericht erzeugt, der die da­
tenschutzrelevanten Funktionen der 
Webseite aufzeigt. Die auf der Web­
seite verwendeten Cookies, werden 
umfassend aufgelistet. Anbieter, Spei­
cherdauer und Zwecke der Cookies 
sind aufgeführt, ebenso wie die Ein­
holung der Einwilligung zur Verwen­
dung der Cookies. Der Report gibt 
Aufschluss über die auf der Websei­
te eingesetzten Social-Media-Plugins, 
die die Daten der Webseiten-Besucher 
an die sozialen Netzwerke weiterleiten, 

EIN WEBSEITEN-SCAN SCHÜTZT  
DIE WEBSEITE

über die Kontaktformulare und den 
Newsletter. Der Scan-Report enthält 
auch aktuelle Informationen zum Da­
tenschutz wie beispielsweise einschlä­
gige Gerichtsurteile.

Der Report ist die Grundlage für eine 
umfassende und individuelle Daten­
schutzerklärung. Eine zeitaufwändige 
und fehleranfällige manuelle Prüfung 
der Webseite ist nicht mehr notwendig. 
Um die Aktualität der Datenschutzer­
klärung zu gewährleisten ist es wich­
tig, den Webseiten-Scan regelmäßig 
durchzuführen.

Webseiten-Betreiber bewegen sich auf 
dünnem Eis. Mit der einmaligen Er­
stellung einer Datenschutzerklärung 
glauben sie, ihre Pflichten erledigt zu 
haben. Sie sind aber nur auf der siche­
ren Seite, wenn sie die Webseite re­
gelmäßig überprüfen. Denn die Besu­

cher einer Webseite vertrauen darauf, 
dass ihre Daten geschützt und sicher 
sind. Eine aktuelle, DSGVO-konforme 

Webseite ist daher wichtiger denn je.

Die GKDS bietet einen Webseiten-
Scan an. Nehmen Sie Kontakt mit  
uns auf, wir beraten Sie gerne.

Kontakt

GKDS – Gesellschaft für  
kommunalen Datenschutz mbH 
80686 München
Hansastraße 12 – 16
Tel. 089 547 58-0

kontakt@gkds.bayern
gkds.bayern

VORGEHEN BEIM WEBSEITEN-SCAN

1. �Scan der Webseite durch eine Software

2. �Erstellung eines Scan-Reports

3. �Vergleich des Scan-Reports mit der bereits bestehenden  

Datenschutzerklärung 

4. �Erstellung der Datenschutzerklärung

5. �Hochladen der Datenschutzerklärung und Übergabe weiterer  

etwaiger Informationen

6. �Wiedervorlage für die erneute Prüfung

FACHBEITRÄGE FACHBEITRÄGE
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  KREISVERBAND  
AICHACH-FRIEDBERG

Der Kreisverband Aichach-Friedberg 
im Bayerischen Gemeindetag war  
im Oktober auf einer Infofahrt in 
Dresden. Mit dabei war auch Landrat  
Dr. Klaus Metzger. Highlight war  
dabei ein Empfang mit Führung im 
historischen Dresdner Rathaus (siehe 
Foto). Dresdens Bürgermeister Don­
hauser berichtete dabei über die ak­
tuellen Herausforderungen der säch­
sischen Landeshauptstadt. Natürlich 

durften auch eine Stadtführung und 
ein Besuch der Semperoper nicht feh­
len! Das Foto zeigt die Reisegruppe  
im Historischen Treppenaufgang.

  GEWERBESTEUERZER­
LEGUNG BEI BATTERIE­
GROSSSPEICHERANLAGEN

Die Energiewende kann nur bei  
Akzeptanz in der Bevölkerung und  
in der Kommune vor Ort gelingen. 
Eine wichtige Rolle spielt hierbei die 
finanzielle Beteiligung der Standort­
gemeinde an der Wertschöpfung. 
Künftig ist nun die anfallende Gewer­
besteuer auch bei Unternehmen, die 
Batteriegroßspeicher betreiben, nach 
dem bereits geltenden besonderen  
Zerlegungsmaßstab für Wind- und  
Solarenergie (90 Prozent installierte 
Leistung, 10 Prozent Lohnsumme)  
zu zerlegen. Hierfür hatte sich auch  
der Deutsche Städte- und Gemeinde­
bund nachdrücklich ausgesprochen.

Im Einvernehmen mit dem Bundes­
ministerium der Finanzen sind am  
13. November 2023 gleich lautende  
Erlasse der obersten Finanzbehörden 
der Länder zur Zerlegung bei Batte­

riegroßspeicheranlagen zur Speiche­
rung von Wind- und Solarenergie (§ 29 
GewStG) ergangen, wonach auch bei 
Batteriegroßspeicheranlagen, die aus­
schließlich Strom aus Wind- und So­
larenergie speichern, der besondere 
Zerlegungsmaßstab (Zerlegung nach: 
90 Prozent installierte Leistung und 
10 Prozent Lohnsumme) angewendet 
werden kann. 

HINTERGRUND

Eine der großen Herausforderungen 
der Energiewende ist es, die fluktuie­
rende Stromerzeugung aus erneuerba­
ren Energien effizient in unser Energie­
system zu integrieren. Neben flexibel 
einsetzbaren Gaskraftwerken und der 
Umwandlung von Strom in syntheti­
sche Energieträger werden vor allem  
kurzzeitig einsetzbare Stromspeicher  
eine wichtige Rolle spielen. Bis zum 
Jahr 2030 sind etwa 100 Gigawatt­
stunden und bis 2045 etwa 180 Giga­
wattstunden an stationären Batte­
riespeichern für die Energiewende 
erforderlich.

Ein Hindernis für die Ansiedlung  
von Batteriegroßspeichern war die  
Regelung der gewerbesteuerlichen  
Zerlegung. Denn da Batteriespeicher  
in der Regel kein Personal vor Ort  
benötigen, findet die Standortgemein­
de der Anlage infolge des Grundsatzes 
der Zerlegung der Gewerbesteuer  
nach Arbeitslöhnen faktisch keine  
Berücksichtigung. Um Städte und  
Gemeinden an der Wertschöpfung  

von Batteriespeicheranlagen zu beteili­
gen, wurde daher eine Anpassung  
des Zerlegungsmaßstabs notwendig.

ANMERKUNG DES DSTGB

Für ein Gelingen der Energiewende ist 
die Akzeptanz in der Bürgerschaft und 
der Gemeinde vor Ort von zentraler Be­
deutung. Es darf nicht der Eindruck 
entstehen, dass die ländlichen Räume 
die Lasten und Herausforderungen der 
Energiewende allein tragen und zudem 
nicht bzw. nur geringfügig an der Wert­
schöpfung beteiligt werden. Aus die­
sem Grund wurde in der Vergangen­
heit unter anderem auch die Beteiligung 
der Standortgemeinden von Solar- und 
Windkraftanlagen an der Gewerbesteu­
er angepasst und ein besonderer Zerle­
gungsmaßstab eingeführt.

Dass per Erlass nun klargestellt wurde, 
dass die besondere gewerbesteuerliche 
Zerlegung zu 90 Prozent nach der in­
stallierten Leistung und zu 10 Prozent 
nach der Lohnsumme auch Batterie­
großspeicheranlagen erfolgen soll, ist 
daher sachgerecht und sinnvoll.

Die analoge Anwendung des besonde­
ren Zerlegungsmaßstabs auch auf Bat­
teriespeicheranlagen ist denklogisch 
und rechtsdogmatisch sinnvoll. Zuletzt 
im Rahmen der öffentlichen Anhörung 
des Bundestags-Finanzausschusses hat 
sich der DStGB für eine Anpassung des 
Zerlegungsmaßstabs ausgesprochen.

Nach erster Einschätzung scheint der 

Erlassweg zur analogen Anwendung 
der besonderen Zerlegung bei Batterie­
speichern ausreichend. Gegebenenfalls 
könnte zu einem späteren Zeitpunkt 
über eine explizite Aufnahme in § 29 
Abs. 1 Nr. 2 GewStG noch nachgesteu­
ert werden.

Das Kriterium der Ausschließlichkeit 
ist allerdings weiterhin ein Hindernis  
bei der Beteiligung der Standortge­
meinde. Der DStGB wirbt daher  
weiter aktiv für eine Anpassung dieser 
Regelung zu „fast ausschließlich“. 

Weitere Informationen
Gleich lautende Erlasse der obersten 
Finanzbehörden der Länder zur Zerle­
gung bei Batteriegroßspeicheranlagen 
zur Speicherung von Wind- und Solar­
energie (§ 29 GewStG) vom 13. Novem­
ber 2023 bundesfinanzministerium.de

Quelle: DStGB Aktuell 4623

  WASSER & ABWASSER: 
TRINKBRUNNEN-KAMPAGNE  
ZUR EM 2024

Anlässlich der Fußball-Europameister­
schaft der Männer 2024 in Deutsch­

land startet das Bundesumweltminis­
terium eine Trinkbrunnen-Kampagne. 
Ab Januar 2024 können sich Städte und 
Gemeinden um einen Trinkbrunnen 
bewerben. Der DStGB unterstützt die 
Kampagne als Partner.

Als nachhaltiges Erbe der Europameis­
terschaft 2024 in Deutschland soll für 
jedes der 51 Turnierspiele ein Trink­
brunnen gebaut werden. Hierzu star­
tet das Bundesumweltministerium u. a. 
mit dem DStGB als Partner eine Trink­
brunnen-Kampagne. Ab Januar 2024 
können sich Städte und Gemeinden für 
einen von 51 öffentlichen Trinkbrunnen 
bewerben.

Jede Kommune, die sich anhand fest­
gelegter Kriterien und breiter bundes­
weiter Verteilung erfolgreich bewor­
ben hat, erhält 15.000 Euro für Kauf, 
Bau, Wartung und mindestens fünfjäh­
rigen Betrieb des Trinkbrunnens an ei­
nem öffentlich zugänglichen, viel fre­
quentierten Ort.

ANMERKUNG DES DSTGB

Der Zugang zu Trinkwasser, insbe­
sondere im Zusammenhang mit  
der Anpassung an die Folgen des  
Klimawandels, ist von großer Bedeu­
tung. Der DStGB unterstützt daher 
das Ziel, mehr Trinkwasser im öffent­
lichen Raum zur Verfügung zu stellen. 
Auf freiwilliger Basis haben schon  
eine Vielzahl an Städten und Gemein­
den in den vergangenen Jahren Trink­
wasserbrunnen errichtet.Fo
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Die Trinkbrunnen-Kampagne anläss­
lich der Fußball-Europameisterschaft 
der Männer 2024 in Deutschland bietet  
einen besonderen Rahmen, um für den 
Wert des Trinkwassers und von Trink­
brunnen als Klimaanpassungsmaß- 
nahme zu sensibilisieren. Aus die- 
sem Grund unterstützt der DStGB  
die Kampagne als Partner.

Weitere Informationen
Weitere Informationen sind abrufbar 
unter: euro-trinkbrunnen.de 

Quelle: DStGB Aktuell 4623

  BUNDESTAG BESCHLIESST 
GESETZ ZUR KOMMUNALEN 
WÄRMEPLANUNG

Deutschlands Wärmeversorgung muss 
in den kommenden Jahrzehnten klima­
neutral gestaltet werden und die Kom­
munen stehen hinter diesem Ziel. Die 
Wärmeplanung ist dabei die maßgeb­
liche Grundlage. Der Bundestag wird 
sich am Freitag, den 17. November ab­
schließend mit dem Gesetz für die 
Wärme-planung und zur Dekarboni­
sierung der Wärmenetze befassen. Im 
überarbeiteten Gesetz wurden auch 
Forderungen des DStGB bezüglich des 
Biomassedeckels in Wärmenetzen und 
der Einstufung von EE-Wärmeerzeu­
gungsanlagen als im „überragenden öf­
fentlichen Interesse“ berücksichtigt.

Durch das Wärmeplanungsgesetz 
(WPG) wird eine flächendeckende 
Pflicht zur Wärmeplanung eingeführt. 

Für Gemeindegebiete mit mehr als 
100.000 Einwohnern müssen bis zum 
30.06.2026 Wärmepläne erstellt wer­
den, für alle anderen Gemeindegebiete 
müssen spätestens bis zum 30.06.2028 
Wärmepläne erstellt werden. Die Wär­
meplanung umfasst laut WPG folgen­
de Elemente:

• �den Beschluss zur Durchführung  
der Planung,

• �eine Eignungsprüfung des beplanten 
Gebietes,

• �eine Analyse der jeweiligen Wärme­
potenziale,

• �ein Zielszenario zur langfristigen 
Entwicklung der Wärmeversorgung

• �sowie eine Umsetzungsstrategie.

Im Rahmen der Planung erfolgt eine 
Einteilung in voraussichtliche Wär­
meversorgungsgebiete. Im Einzelnen 
sind dies Wärme- bzw. Wasserstoff­
netz-gebiete, Gebiete für die dezent­
rale Wärmeversorgung (z. B. über Wär­
mepumpen) und weitere Prüfgebiete, 
bei denen die Wärmenutzung noch un­
bestimmt ist.

Besonderheiten für Gebiete kleiner 
Gemeinden: Für die Gebiete kleiner 
Gemeinden bis 10.000 Einwohner ist 
bundesgesetzlich ein vereinfachtes Ver­
fahren angelegt. Zudem wird eine Eig­
nungsprüfung eingeführt, für die kei­
ne zusätzliche Erhebung von Daten 
für die Wärmeplanung vorgesehen ist. 
Damit können ohne umfassende Be­
stands- und Potenzialanalyse Teilge­
biete identifiziert werden, für die es 
sehr wahrscheinlich ist, dass die Wär­

meversorgung nicht über ein Wärme­
netz oder ein Wasserstoffnetz erfolgen 
wird. Kleinere benachbarte Gemeinde­
gebiete können bei der Wärmeplanung 
zusammenarbeiten und ggf. gemeinsa­
me Wärmepläne erstellen (sog. Konvoi-
Verfahren). Die Entscheidung hierüber 
liegt bei den Ländern. 

Verknüpfung der Wärmeplanung  
mit dem GEG: Die Wärmeplanung 
bleibt grundsätzlich ein informelles, 
strategisches Instrument. Wärmeplä- 
ne haben keine rechtliche Außenwir­
kung. Um gleichwohl für die Anforde­
rungen nach dem GEG einen rechtlich 
geeigneten Anknüpfungspunkt zu  
bieten, wird für die planenden Stellen 
die Möglichkeit vorgesehen, mittels  
einer formalen Entscheidung (Satzung, 
Verwaltungsakt oder Rechtsverord­
nung) Wärmenetzgebiete oder Wasser­
stoffnetzgebiete verbindlich auszuwei­
sen. Diese Ausweisung unterliegt unter 
Umständen der Pflicht zu einer Stra­
tegischen Umweltprüfung, wenn sie 
möglicherweise den Rahmen setzt für 
eine umweltrelevante Inanspruchnah­
me von Flächen.

Verbindliche Dekarbonisierungs- 
Vorgaben für Wärmenetze: Bis 2030 
müssen bestehende Wärmenetze zu 
30 % aus EE oder unvermeidbarer Ab­
wärme oder einer Kombination hie­
raus betrieben werden. Bis zum Jahr 
2040 muss der Anteil mindestens 80 % 
betragen. Der Wärmenetzbetreiber 
soll von diesen Zwischenzielen insbe­
sondere dann befreit werden können, 
wenn seine Planungen einen anderen 

Zeitplan vorsehen, solange sie auf eine 
vollständige Dekarbonisierung bis 2045 
hinauslaufen.

Wesentliche Änderungen durch die  
Beschlussempfehlung des Bundestags­
auschusses:

• �Der Biomasseanteil an der jährlich  
erzeugten Wärmemenge in neuen 
Wärmenetzen mit einer Länge von  
50 Kilometern oder weniger soll  
nicht mehr begrenzt werden. Nur 
noch für längere Netze soll ein De­
ckel von 25 % gelten.

• �Die Errichtung und der Betrieb  
von Wärmeerzeugungsanlagen aus  
erneuerbaren Energien sowie von  
erforderlichen Nebenanlagen und 
sämtlichen Wärmenetzen sollen im 
„überragenden öffentlichen Interesse“ 
stehen, um Genehmigungsverfahren 
zu beschleunigen

• �Die Einschränkung, dass nur über­
lassungspflichtiger Abfall als unver­
meidbare Wärmequelle eingestuft 
wird, soll gestrichen werden.

• �Im Landesrecht kann vorgesehen 
werden, dass Wärmepläne nunmehr 
nur noch anzuzeigen sind und nicht 
mehr durch eine durch Landesrecht 
bestimmten Stelle zur Genehmigung 
vorzulegen sind.

• �Die Verarbeitung von im Zuge der 
Wärmeplanung erhobenen Daten ist 
nun explizit auch zulässig zur Erstel­
lung integrierter Konzepte der Städ­

tebauförderung, zur Erstellung ener­
getischer Quartierskonzepte oder zur 
Erstellung von Transformationsplänen 
oder Machbarkeitsstudien gemäß der 
Richtlinie für die Bundesförderung 
für effiziente Wärmenetze. Dies gilt 
nur soweit es sich nicht um personen­
bezogene Daten handelt.

Weitere Regelungen: Baugesetzbuch 
(BauGB) und UVPG

Der Gesetzentwurf sieht zudem  
Änderungen des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung  
und des Baugesetzbuches vor.

Zum einen soll die energetische  
Nutzung von Biomasse im baulichen 
Außenbereich planungsrechtlich er­
leichtert werden. Dazu erhält § 246d 
BauGB Sonderregelungen, die bis Ende 
2028 befristet sind. Privilegiert wer­
den sollen Vorhaben, die der Aufberei­
tung von Biogas zu Biomethan dienen 
oder die mit bestimmten Vorgaben als 
Blockheizkraftwerk Strom oder Wärme 
erzeugen. Die Befristung bezieht sich 
nicht auf die Geltungsdauer einer Ge­
nehmigung, sondern auf den Zeitraum, 
bis zu dessen Ende ein Antrag einge­
gangen sein muss.

Darüber hinaus ist eine Streichung des 
13b BauGB sowie die Neufassung ei­
nes § 215a BauGB vorgesehen. Nach 
13b BauGB konnten Außenbereichsflä­
chen unter bestimmten Voraussetzun­
gen im beschleunigten Verfahren ohne 
eine Umweltprüfung überplant werden. 
Das BVerwG hat am 18. Juli 2023 einen 

solchen Bebauungsplan für unwirksam 
erklärt und dies mit der Unvereinbar­
keit mit EU-Recht begründet. § 215a 
BauGB soll es nun im Sinne einer „Re­
paraturregelung“, die auch der DStGB 
gefordert hatte, ermöglichen, nach  
§ 13b BauGB begonnene Planverfahren 
geordnet zu Ende zu führen und ab­
geschlossene Pläne, die an einem be­
achtlichen Fehler leiden und unwirk­
sam sind, im ergänzenden Verfahren  
in Kraft zu setzen. Schließlich sollen 
Naturerfahrungsräume künftig nicht 
nur in Bebauungsplänen, sondern  
auch in Flächennutzungsplänen fest­
gesetzt werden können.

Quelle: DStGB Aktuell 4623

  KOMMUNEN BEGEGNEN  
MUTIG DEN DRÄNGENDEN HE­
RAUSFORDERUNGEN DER ZEIT 

FACHTAGUNG AN DER SCHULE 
DER DORF- UND FLURENTWICK­
LUNG (SDF) KLOSTERLANGHEIM

Rund 110 Personen aus Kommunal­
politik, Architektur und Stadtpla­
nung sowie den Ämtern für Ländliche 
Entwicklung kamen zur Mut-Mach-
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Fachtagung „Geht doch! Den Wan­
del bewusst gestalten“, mit interessan­
ten Vorträgen und Diskussionen an der 
Schule der Dorf- und Flurentwicklung 
Klosterlangheim, im Schloss Lichten­
fels zusammen.

UNTERSTÜTZUNG FÜR  
DIE KOMMUNEN

Wie technische Unterstützung bei der 
Bewältigung kommunaler Aufgaben 
helfen kann, stellte die Vorständin der 
Bayerischen Architektenkammer, Aria­
ne Jungwirth, mit einer Weiterentwick­
lung der Flächenmanagement-Daten­
bank vor. „Sie haben als Kommune alle 
wichtigen Informationen an einem Ort 
im Blick, wie etwa zu den von Starkre­
gen betroffenen Gebieten, ebenso wie 
die Potentiale zur Innenentwicklung,“.
Roland Spiller aus dem Bayerisches 
Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten machte 
deutlich, dass die Ämter für Ländliche 
Entwicklung den Kommunen neben fi­
nanzieller Unterstützung auch fachli­
che und organisatorische Kompetenzen 
zur Verfügung stellen, auf dem Weg zu 
krisenfesten Gemeinden. 

Der Bezirksvorsitzende für Oberfran­
ken, Bernd Reisenweber, informierte 
darüber, wie der Bayerische Gemein­
detag die Landgemeinden beim not­
wendigen Transformationsprozess un­
terstützen kann. 

Der Architekt Peter Haimerl zeigte sein 
imposantes Gebäude „Archiv der Zu­

kunft“ in der Altstadt von Lichtenfels 
und appellierte an die Teilnehmer gegen 
alle Widerstände, seine Pläne in die Tat 
umzusetzen und einfach zu machen.

EIN FEUERWERK MUTMACHEN­
DER BEISPIELE AUF DEM LAND

Am Nachmittag berichteten Gemein­
den, wie die Herausforderungen der 
Zeit konkret angegangen werden.  
Peter Kuchenreuther, Architekt, und 
der 1. Bürgermeister des Marktes Bad 
Steben, Bert Horn, informierten an­
hand ihres Gemeinschaftshauses und 
der Feuerwehr in Carlsgrün, wie Wert­
schöpfung durch Baukultur und Bür­
gerbeteiligung entstehen kann. Auf 
welche Weise Ressourcenschutz und 
Innenentwicklung gelingt, zeigte Lu­
kas Neuner als Architekt und Bauherr 
anschaulich im Ausbau seiner histori­
schen Scheune zu Wohnzwecken, die 

mit dem Bayerischen Staatpreis prä­
miert wurde.

Der Bürgermeister Martin Finzel stell­
te am Beispiel seines sanierten Freizeit­
zentrums dar, in welcher Form man ak­
tiven Klimaschutz betreibt, ohne neue 
Flächen zu versiegeln. Durch Rückbau 
wurde aus einem zu großen Gebäude 
ein bedarfsgerechtes, multifunktionales 
Bürger-Kulturzentrum geschaffen.

Dr. Martin Riehl, Bauherr und Archi­
tekt präsentierte anhand einer von ihm 
geplanten fränkischen Hofstelle in der 
Gemeinde Kammerstein den innovati­
ven Holzbau, als Beitrag zur Innenent­
wicklung und zum Klimaschutz.

Nach der Fachtagung an der Schule der 
Dorf- und Flurentwicklung Kloster­
langheim ist klar, dass die bayerischen 
Kommunen den Herausforderungen 
nicht hilflos gegenüberstehen.  Die 

Vortragenden waren sich einig, dass 
der Wandel nur gelingen kann, wenn 
alle Beteiligten zusammenarbeiten  
und insbesondere die Bürger/-innen 
vor Ort aktiv einbezogen werden.
Die Fachtagungen fanden auch an  
der SDL Thierhaupten und der SDL 
Plankstetten statt. 

Kontakt
Karl Roth
Schule der Dorf- und Flurentwicklung 
Klosterlangheim 
Tel. 09576 1869
info@sdf-klosterlangheim.de
sdf-klosterlangheim.de

Quelle: PM SDL vom 14.11.2023 

  ERWEITERUNG DER LKW-
MAUT AB 2024 

Mit dem geänderten Bundesfernstra­
ßenmautgesetz müssen ab 1. Juli 2024 
auch Fahrzeuge mit einer technisch zu­
lässigen Gesamtmasse von mehr als 3,5 
Tonnen für die Benutzung von Bun­
desfernstraßen Maut entrichten. Aus­
nahmen bestehen neu für Handwerker­
fahrzeuge bis 7,5 Tonnen und weiterhin 
für Fahrzeuge zur Straßeninstandhal­

tung. Kommunale Fuhrparks sind da­
her bei der Befahrung von Bundes­
fernstraßen betroffen. Eine generelle 
Mautbefreiung für Kommunalfahrzeu­
ge ist nicht vorgesehen. Der DStGB 
setzt sich hierfür ein.

AKTUELLE ÄNDERUNG 
IM MAUTGESETZ

Mit Beschluss des Dritten Gesetz zur 
Änderung mautrechtlicher Vorschriften 
im Bundesrat vom 20. Oktober 2023 
werden künftig Fahrzeuge bereits ab 
3,5 Tonnen Gesamtmasse auf Bundes­
fernstraßen mautpflichtig. Für die Zu­
ordnung zu einer Gewichtsklasse wird 
künftig nicht mehr das zulässige Ge­
samtgewicht ausschlaggebend, sondern 
die technisch zulässige Gesamtmasse. 
Dadurch können Fahrzeuge in eine hö­
here Gewichtsklasse fallen oder maut­
pflichtig werden.

Künftig enthält die Maut einen Teilsatz 
für verkehrsbedingte CO2-Emissio­
nen, ergänzend zu den bereits gelten­
den Teilsätzen für Infrastruktur- sowie 
Lärm- und Luftverschmutzungskosten.

Nach den Vorgaben einer EU-Richt­
linie werden Fahrzeuge in bestimmte 
Emissionsklassen eingeordnet. Emis­
sionsfreie Lkw sind bis 31. Dezember 
2025 von der Mautpflicht befreit. An­
schließend entrichten sie einen um 75 
Prozent reduzierten Mautteilsatz für 
Infrastruktur- sowie Lärm- und Luft­
verschmutzungskosten.

Neben einer Ausweitung des Anwen­
dungsbereichs regelt das Gesetz auch 
die Verwendung der Mauteinnahmen 
neu. Die Hälfte der Einnahmen geht 
weiterhin zweckgebunden in die Ver­
kehrsinfrastruktur für Bundesfernstra­
ßen. Daneben profitieren Maßnahmen 
aus dem Bereich Mobilität, vor allem 
Bundesschienenwege.

KOMMUNALFAHRZEUGE  
BETROFFEN

Durch die Änderungen werden eine 
nicht unerhebliche Zahl von kommu­
nalen Fahrzeugen ab 01.07.2024 der 
Mautpflicht unterworfen. Ausgenom­
men sind weiterhin Fahrzeuge, die  
vorwiegend der Straßenunterhaltung 
dienen. Ein Merkblatt des Bundesamts 
für Logistik und Mobilität informiert 
hierzu. 

Es ist abrufbar unter: balm.bund.de. 

Ausgenommen von der Ausweitung  
der Mautpflicht auf Lkw ab 3,5 Ton- 
nen sind Fahrzeuge von Handwer- 
kern, deren Gesamtgewicht zwischen 
3,5 und 7,5 Tonnen liegt und die zur 
Beförderung von Material, Ausrüs- 
tungen oder Maschinen, die der Fah- 
rer zur Ausübung seines Handwerks 
oder seines mit dem Handwerk ver­
gleichbaren Berufs benötigt, oder zur 
Auslieferung von handwerklich herge­
stellten Gütern, wenn die Beförderung 
nicht gewerblich erfolgt, benutzt wer­
den. Der Fahrer muss einen handwerk­
lichen Beruf im Sinne der Anlage A zu Fo
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§ 1 Absatz 2 und Anlage B zu § 18 Ab­
satz 2 der Handwerksordnung oder 
einen mit dem Handwerk im Sinne 
der Handwerksordnung vergleichba­
ren Beruf ausüben. Die Ausnahme fin­
det keine Anwendung, wenn es sich bei 
dem Fahrer um einen Berufskraftfahrer 
in Berufsausübung handelt. 

ANMERKUNG DES DSTGB 

Da die Nichtzahlung der Mautgebühr 
oder Zahlung in falscher Höhe eine 
Ordnungswidrigkeit darstellt, sind 
Kommunen und kommunale Betriebe 
nun gefordert, zu prüfen welche Fahr­
zeuge künftig der Mautpflicht unter­
fallen. Um am automatisierten Maut-
Verfahren und der Erfassung mittels 
On-Board-Units teilzunehmen, muss 
eine Registrierung bei der Toll Collect 
GmbH oder bei einem in Deutschland 
zugelassenen Anbieter des europäisch 
elektronischen Mautdienstes (EETS-
Anbieter) erfolgen.

Der DStGB fordert eine vollständige 
Integration von Kommunalfahrzeugen 
in die Mautbefreiung, da von künftig 
mautpflichtigen Kommunalfahrzeugen 
gerade innerhalb der Städte und  
Gemeinden oftmals nur kurze Distan­
zen auf Bundesfernstraßen zurückge­
legt werden. Der Aufwand der Regist­
rierung und Abrechnung erscheint  
wie die finanzielle Mehrbelastung  
der Kommunen nicht gerechtfertigt,  
zumal die Kommunen kaum von  
den Mauteinnahmen profitieren. 

Die Einnahmen aus der Lkw-Maut  
stehen den Kommunen weiterhin  
nur für Ortsdurchfahrten bei Städten  
über 50.000 bzw. über 80.000 Ein­
wohner gemäß §5 Abs. 2a Bundes­
fernstraßengesetz zu. Dies wirkt sich 
zwar nun auch auf zusätzliche Maut­
einnahmen durch die Absenkung der 
Gewichtsgrenze aus, jedoch nicht  
auf künftige Mauteinnahmen der 
CO2-Komponente, welche komplett 
an den Bund fällt. Auch in den Kom­
munen wäre eine Verwendung für  
Investitionen und Erhalt von Mobili­
tätsinfrastruktur wünschenswert ge­
wesen. Der Investitionsrückstand der 
kommunalen Verkehrsinfrastruktur 
wird nach aktuellen Berechnungen auf 
bis zu 162 Milliarden Euro geschätzt. 

Weitere Informationen

Beschlossener Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung mautrechtli­
cher Vorschriften unter: bundesrat.de 

Quelle: DStGB Aktuell 4623

  BRANCHENVEREINBARUNG 
ZUM SAUBERE-FAHRZEUGE-
BESCHAFFUNGSGESETZ 

Zur Umsetzung der Quotenanforde­
rungen zur Beschaffung sauberer  
Busse nach dem Saubere-Fahrzeu­
ge-Beschaffungsgesetz bzw. der euro­
päischen Clean-Vehicles-Directive 
(CVD) wurde zwischen den Ländern, 
der ÖPNV-Branche und den kommu­
nalen Spitzenverbänden eine so ge­

nannte Branchenvereinbarung verein­
bart. Dadurch soll ein gegenseitiger 
Ausgleich bzw. eine gemeinsame Quo­
tenerfüllung durch die teilnehmen­
den Verkehrsunternehmen und ÖPNV-
Aufgabenträger ermöglicht werden. 
Das aktuelle Urteil des BVerfG zum 
Klima- und Transformationsfonds er­
fordert seitens des Bundes derzeit, die 
Förderung für Busse mit alternativen 
Antrieben auf eine neue Finanzierungs­
grundlage zu stellen. 

ZWECK UND HINTERGRUND DER 
BRANCHENVEREINBARUNG 

Die Branchenvereinbarung dient dazu, 
die nach dem Saubere-Fahrzeuge-Be­
schaffungsgesetz bzw. der CVD vorge­
sehenen Beschaffungsquoten für Bus­
se (Fahrzeugklasse M) zu erfüllen und 
damit spiegelbildlich andere Beschaf­
fungen von Bussen (i.d.R. Dieselbusse) 
der Erfüllung der Quote freizustellen. 
Dies soll insbesondere Unternehmen 
und Kommunen ermöglichen, den 
Umstieg auf alternative Antriebe nicht 
zwingend bei allen, ggf. kleineren Be­
schaffungsvorgängen schon vorneh­
men zu müssen. Die Inanspruchnahme 
von Fördermitteln sowie die Umstel­
lung der Fuhrparks und Realisierung 
der notwendigen Infrastruktur ist ins­
besondere bei größeren Stückzahlen 
lohnenswerter und effizienter.

AUFGABENTRÄGER SOLLEN  
GEPLANTE BESCHAFFUNGS­
VORGÄNGE MELDEN

SERVICE

Die Branchenvereinbarung sieht vor 
diesem Hintergrund eine Datenmel­
dung über geplante Beschaffungsvor­
gänge von Bussen vor. Dies betrifft;

• �die Vergabe von Öffentlichen Dienst­
leistungsaufträgen mit Busverkehr 
gemäß Verordnung (EG) 1370/2007 
durch ÖPNV-Aufgabenträger, 

• �die Beschaffung von Bussen durch 
Verkehrsunternehmen, die Mitglieder 
bei den Unternehmensverbänden sind

• �sowie Dienstleistungsaufträge über 
Verkehrsdienste mit den CPV-Refe­
renznummern 60112000-6 „Öffent­
licher Verkehr (Straße)“, 60130000-8 
„Personensonderbeförderung (Stra­
ße)“ und 60140000-1 „Bedarfsper­
sonenbeförderung“, sofern sie von 
Mitgliedern der kommunalen Spit­
zenverbände oder Unternehmensver­
bände vergeben werden.

Diese Berichte sind, soweit diese  
über die im Gesetz bzw. in der CVD 
genannte Pflicht zur Angabe der Sau­
beren Fahrzeuge im Europäischen 
Elektronischen Beschaffungssystem 
(TED) hinausgehen, für die Aufga­
benträger nicht verpflichtend. Sie  
werden ebenfalls von den Ländern  
geregelt. Der Datenbereitstellungs- 
weg ist in der Branchenvereinbarung 
noch nicht festgehalten, sondern ver­
langt weitere Aktivitäten der zustän-
digen Landesbehörden, welche auf  
die einzelnen ÖPNV-Aufgabenträger 
zugehen werden. Diese sollen lt. Ver­
einbarung Ende Dezember 2023 erst­
malig und dann halbjährlich Daten  
liefern über die vorgesehenen und  

geplanten Beschaffungen sauberer 
Fahrzeuge. Die übrigen Vergabestel- 
len müssen im Rahmen der Vereinba- 
rung nichts liefern. Die festgehaltenen  
Berichtspflichten nach dem Gesetz  
und der freiwilligen Berichte nach  
der Branchenvereinbarung stehen  
neben den entsprechenden Vergabe­
bestimmungen.

Die Hauptlast der Datenerhebung  
aus den kommunalen und privaten 
Busunternehmen trägt der Verband 
Deutscher Verkehrsunternehmen, 
welcher die Datenerhebung seitens  
der kommunalen wie privaten Ver­
kehrsunternehmen übernimmt. 

Die Branchenvereinbarung gilt vorerst 
nur bis zum 31.12.2025, dem Ende des 
sog. ersten Referenzzeitraums der Cle­
an-Vehicles-Directive. 

14 LÄNDER ZEICHNEN VEREIN­
BARUNG

Mit dem Eingang der letzten Zeich­
nung zum 01.11.2023 ist die -n sind 
Baden-Württemberg und Berlin, da 
diese eigene Quoten und einen eigenen 
Prozess zur Zielerreichung festlegen 
wollen. Bilaterale Vereinbarungen blei­
ben auch in diesem Fall möglich.

ROLLE DER KOMMUNALEN SPIT­
ZENVERBÄNDE

Der DStGB hat die Vereinbarung nach 
Konsultation der Mitgliedsverbände 

auf Bundesebene gezeichnet. Die kom­
munalen Spitzenverbände haben nach 
der Vereinbarung ausschließlich eine 
unterstützende Funktion. Die Daten­
erhebung, für die von den kommu­
nalen ÖPNV-Aufgabenträgern zu er­
fassenden und zu meldenden Daten, 
liegt in der Hand der Länder. In den 
Verhandlungen bestand der Wunsch 
der Länder, dass sich die kommuna­
len Spitzenverbände bzw. deren Mit­
gliedsverbände auf Landesebene aktiv 
in die Datenerhebung und -erfassung 
einbringen, was wir als Vollzugsaufga­
be einvernehmlich abgelehnt hatten.

Der Deutsche Städte- und Gemein­
debund wird einen Sitz in einem ein­
zurichtenden Koordinierungskreis 
beanspruchen (insgesamt: vier Län- 
dervertreter, drei Vertreter kommuna- 
ler Spitzenverbände, zwei Vertreter  
der Unternehmensverbände).

FÖRDERRICHTLINIE ERMÖGLICHT 
ZIELERFÜLLUNG

Die Erfüllung der Ziele der CVD bzw. 
der Branchenvereinbarung ist bis Ende 
2025 durch eine Förderrichtlinie alter­
native Antriebe im Personenverkehr  
des BMDV gesichert. Gefördert wer­
den 80 Prozent der Mehrkosten bei 
den sauberen Bussen (Elektrobusse, 
Wasserstoffbusse) mit einem Volumen 
von 1,45 Mrd. Euro. 

Das aktuelle Urteil des Bundesverfas­
sungsgerichts zum Klima- und Trans­
formationsfonds (KTF) bedingt nun 
eine neue Finanzierungsgrundlage für 

SERVICE
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die Förderrichtlinie. Für den Bundes­
haushalt 2024 waren ursprünglich 492 
Mio. Euro hierfür im Wirtschaftsplan 
des KTF geplant. Neben der Bundes­
förderung sind Förderprogramme der 
Länder möglich und unterstützenswert.

Weitere Informationen
Die vollständige Branchenvereinbarung 
kann auf Anfrage bezogen werden  
unter kristine.stuevecke@dstgb.de 

Informationen des BMDV zum  
Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungsgesetz 
unter bmdv.bund.de 

Quelle: DStGB Aktuell 4723

  GEMEINSAM GEGEN  
KORRUPTION. COMPLIANCE 
UND KORRUPTIONSPRÄVEN­
TION IN DER ÖFFENTLICHEN 
VERWALTUNG

27. FEBRUAR 2024   
DIGITALE INFOTAGUNG

Eine transparente Verwaltung, der die 
Bürgerinnen und Bürger vertrauen, ist 
ein wichtiger Bestandteil einer funkti­
onierenden Demokratie. Eine gelebte 

Compliance-Kultur ist dabei unerläss­
lich. Mittlerweile sollte das selbst­
verständlich sein – und doch tauchen 
immer wieder größere und kleinere 
Korruptionsskandale auf. Um eine Ver­
waltungskultur zu etablieren, die Fehl­
verhalten von vornherein verhindert, 
müssen viele Faktoren zusammenspie­
len. Der Gesetzgeber unterstützt bei­
spielsweise mit der Einführung des 
Hinweisgeberschutzgesetzes. Bei der 
Umsetzung kommt es dann aber auf 
die einzelnen Menschen und deren In­
tegrität an. Deshalb wird neben den 
rechtlichen Aspekten auch der Blick auf 
den Einzelnen gerichtet: Wie können 
Ethik und Integrität gefördert und da­
mit die Compliance-Kultur in der Ver­
waltung gestärkt werden?

Preis
220 € (inkl. Unterlagen zum Down­
load)

Referenten
Prof. Carsten Stark, Bernd Wittmann, 
Prof. Dr. Stefanie Fehr, Prof. Dr.  
Thomas Schwartz 

Kontakt/Anmeldung
tagungen@verwaltungs-management.de 
verwaltungs-management.de

  SAMMELBESCHAFFUNG 
FEUERWEHRFAHRZEUGE

Zur Gewährleistung einer höheren 
Aktualität, finden Sie die Rubrik  

„Sammelbeschaffungen Feuerwehr­
fahrzeuge“ nur noch auf unserer 
Homepage:
www.bay-gemeindetag.de/ 
mitglieder/sammelbeschaffungen-
feuerwehrfahrzeuge

Ihre redaktionellen Angebote rich­
ten Sie bitte formlos per E-Mail an:
baygt@bay-gemeindetag.de

Bitte beachten Sie, dass Ihr Ver­
kaufsangebot nach 8 Wochen auto­
matisch gelöscht wird.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen 
sehr gerne unter der angegebenen  
E-Mail zur Verfügung.

Die Fa. Dipl.-Ing. Hans Auer
aus 84478 Waldkraiburg kauft

gebrauchte Kommunal-
fahrzeuge wie z.B. LKW
(Mercedes und MAN), Unimog,
Transporter, Kleingeräte und
Winterdienst-Ausrüstung
sowie Feuerwehr-Fahrzeuge.

Kontakt:  Tel. 08638 - 85636
h_auer@web.de

DIE EINZELNEN AUSGABEN 
VON „BRÜSSEL AKTUELL“  
KÖNNEN IM MITGLIEDER- 
BEREICH DES INTERNET- 
AUFTRITTS DES BAYERISCHEN 
GEMEINDETAGS ABGERUFEN 
WERDEN.

„Brüssel Aktuell“ ist ein Gemeinschafts-

produkt der Bürogemeinschaft der 

Europabüros der bayerischen und 

baden-württembergischen Kommunen 

in Brüssel.

THEMENÜBERSICHT  13. OKTOBER – 24. NOVEMBER 2023

AKTUELLES AUS BRÜSSEL

EUROPABÜRO DER  
BAYERISCHEN KOMMUNEN 
Nicolas Lux, Marilena Leupold
Rue Guimard 1
1040 Bruxelles
 
Tel.	+32 2 5490700 
Fax	+32 2 5122451

info@ebbk.de 
www.ebbk.de
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  BRÜSSEL AKTUELL 17/2023 
 
13. – 27. OKTOBER 2023

WETTBEWERB, WIRTSCHAFT 
UND FINANZEN
• �Bürokratie: Konsultation zur  

Abschaffung von Berichtspflichten  

UMWELT, ENERGIE UND VERKEHR
• �Kommunales Abwasser: Rat legt  

Standpunkt fest 	
• �Energiezukunft Europas: Aktualisie­

rung des SET-Plans 

REGIONALPOLITIK, STÄDTE UND 
LÄNDLICHE ENTWICKLUNG
• �Ausschuss der Regionen: Europäische 

Woche der Regionen und Städte 

SOZIALES, BILDUNG UND KULTUR
• �Digitalisierung: Zugang zu öffentlichen 

Dienstleistungen für ältere Menschen 
• �Demografischer Wandel: Instrumenta­

rium zur Bewältigung vorgestellt 

INSTITUTION, GRUNDSÄTZLICHES 
UND WEITERE EU-THEMEN
• �Das Arbeitsprogramm der Kommissi­

on für 2024 

IN EIGENER SACHE
• �Veranstaltung I: Die Rolle der Kom­

munen im europäischen Beihilferecht 
• �Veranstaltung II: Die Kommunen  

in der deutschen Inflation 1914-1923
• �EU-Förderprogramme: Auftaktveran­

staltung der Fördermittelreihe 

  BRÜSSEL AKTUELL 18/2023 
 
27. OKTOBER –  
24. NOVEMBER 2023

WETTBEWERB, WIRTSCHAFT 
UND FINANZEN
• �Wirtschaft: Herbstprognose weist  

auf leichte Erholung hin
• �Sofortzahlungen: Vorläufige Einigung 

zwischen Rat und Parlament 

UMWELT, ENERGIE UND VERKEHR
• �Luftqualität: Rat verabschiedet  

Position und Trilog startet 
• �Wiederherstellung der Natur:  

Politische Einigung im Trilog steht
• �Grüner Deal I: Vorschlag für  

Pestizidverordnung abgelehnt
• �Grüner Deal II: RED III und  

Energieeffizienzrichtlinie im  
Amtsblatt veröffentlicht

REGIONALPOLITIK, STÄDTE  
UND LÄNDLICHE ENTWICKLUNG
• �Ausschuss der Regionen: 10. Euro­

päischer Gipfel der Regionen und 
Städte in Mons

• �Kohäsionspolitik: Jährliche REGI- 
COTER-Sitzung

SOZIALES, BILDUNG UND KULTUR
• �Migration: EU-Aktionsplan für  

die östliche Mittelmeerroute 
• �Antisemitismus: Bericht über anti­

semitische Vorfälle in Europa 

INSTITUTIONEN, GRUNDSÄTZLI­
CHES UND WEITERE EU-THEMEN
• �Sicherheitsunion: EU-Kommission  

berichtet über Fortschritt

• �Europäischer Verwaltungsraum:  
Vorschläge zu Modernisierung 

• �EU-Erweiterung: Beitrittsverhand­
lungen mit Ukraine und Moldau 

• �Europäisches Solidaritätskorps:  
Evaluierung des Programms 

FÖRDERMÖGLICHKEITEN  
UND AUFRUFE
• �Kreatives Europa: Aufforderungen zu 

Projektvorschlägen für das Jahr 2024 

IN EIGENER SACHE
• �Veranstaltung: „Das Asyl- und Migrati­

onspaket auf der Zielgeraden?“ 
• �EU-Förderprogramme: Veranstaltung 

zu Funding and Tenders und Interreg B 
• �Veranstaltung: Die Kommunen in der 

deutschen Inflation 1914 bis 1923
• �Veranstaltung: Die Rolle der Kohäsions- 

politik im grünen und digitalen Wandel 

  UMWELT, ENERGIE  
UND VERKEHR 

1. KOMMUNALES ABWASSER: 
RAT LEGT STANDPUNKT FEST

Am 16. Oktober 2023 positionierten 
sich die Mitgliedstaaten im Rat der EU 
zur Neufassung der Richtlinie zur Be­
handlung von kommunalem Abwas­
ser mit allgemeinen Ausrichtung. Der 
Fokus der Verhandlungen lag vor al­
lem darauf, ein Gleichgewicht zwi­
schen der Verbesserung der Richtli­
nie und deren flexibler Umsetzung bei 
den Mitgliedstaaten zu schaffen. Der 
Kommissionsvorschlag zur Einfüh­
rung einer erweiterten Herstellerver­
antwortung wurde vom Rat weitestge­
hend unverändert übernommen. Die 
Begrenzung der Mischwasserentlas­
tung wurde vom Rat auf 3 % statt wie 
von der Kommission vorgeschlagenen 
1 % abgeändert (Kondition: „dry we­
ather flow“) und Mischsysteme sollen 
generell besser berücksichtigt werden. 
Ebenso solle die Frist für das Energie­
neutralitätsziel von 2040 auf 2045 ver­
längert werden und ein Zukauf von 30 
% Energie möglich sein. Auch die Be­
weislastumkehr zu Lasten der Behör­
den sowie die Möglichkeit von Sam­
melklagen durch NGO im Rahmen 
von Schadensersatzansprüchen aus Art. 
26 wurde in der allgemeinen Ausrich­
tung gestrichen. Im nächsten Schritt 
werden nun die Trilogverhandlungen 
beginnen. (Pr/LM)

2. LUFTQUALITÄT: RAT  
VERABSCHIEDET POSITION 
UND TRILOG STARTET

Die Mitgliedstaaten im Rat haben am 
9. November 2023 ihre Position (eng­
lischsprachig) zur Überarbeitung der 
Richtlinie über Luftqualität und sau­
bere Luft in Europa verabschiedet. Der 
Rat hält am Fokus von ambitionier­
ten Grenz- und Zielwerten vorwiegend 
fest (Art. 1; Annex IV), wobei die Leit­
linien der WHO als Grundlage dienen. 
Allerdings sind Möglichkeiten von 
Fristverlängerungen für Gebiete vor­
gesehen, in denen sich die fristgerech­
te Einhaltung der Richtlinie aufgrund 
standortspezifischer Bedingungen 
als nicht erreichbar erweist (Art. 18). 
Auch die Fristen, in denen eine Über­
schreitung von bestimmten Grenzwer­
ten behoben werden soll, wurden im 
Vergleich zum Vorschlag der Kommis­
sion erweitert auf sechs Jahre ab dem 
Schluss desjenigen Kalenderjahres, in 
dem die erste Grenzwertüberschrei­
tung registriert wurde (Art. 19). Die 
Möglichkeit einer Sammelklage, die 
aus kommunaler Sicht kritisch bewer­
tet wurde, ist nicht mehr vorgesehen 
(Art. 28). Zudem sind keine Mindest­
verjährungsfristen von Schadensersatz­
ansprüchen mehr geplant. Nachdem 
das EU-Parlament bereits am 13. Sep­
tember 2023 seine Position verabschie­
dete (zuletzt Brüssel Aktuell 14/2023) 
finden nun zwischen den beiden Ge­
setzgebern und der EU-Kommissi­
on Verhandlungen über die endgülti­
ge Fassung des Legislativakts im Trilog 
statt. (Pr/PW)

3. WIEDERHERSTELLUNG  
DER NATUR: POLITISCHE  
EINIGUNG IM TRILOG STEHT

Am 9. November 2023 erzielten das 
Europäische Parlament, die Mitglied­
staaten im Rat und die EU-Kommis­
sion im Trilog eine vorläufige politi­
sche Einigung über eine Verordnung 
zur Wiederherstellung der Natur. Die 
Verordnung legt verbindliche Ziele für 
verschiedene Ökosysteme fest, darun­
ter landwirtschaftliche Flächen, Wälder 
und städtische Grünflächen. Die Mit­
gliedstaaten müssen dadurch Maßnah­
men ergreifen, um städtische Grünflä­
chen zu vergrößern und sicherstellen, 
dass es bis Ende 2030 zu keinem Net­
toverlust an städtischen Grünflächen 
kommt. Die Verbesserung der biolo­
gischen Vielfalt von Waldökosystemen 
und die Pflanzung von mindestens drei 
Milliarden zusätzlichen Bäumen bis 
2030 werden ebenfalls gefordert. Zent­
rale Rolle nehmen die nationalen Wie­
derherstellungspläne ein, die von der 
Kommission überprüft werden. Die 
Pläne sollen bis Juni 2032 für den Zeit­
raum bis 2042 eingereicht werden, ge­
folgt von Plänen für 2050 bis Juni 2042. 
 Die Mitgliedstaaten können dabei re­
gionale und kulturelle Besonderheiten 
berücksichtigen. In 2033 soll die Evalu­
ation der Verordnung stattfinden. Die 
Verordnung muss nun vom EU-Parla­
ment und dem Rat formell angenom­
men werden, bevor sie im Amtsblatt 
der EU veröffentlicht wird und in Kraft 
treten kann. (PW)

AKTUELLES AUS BRÜSSEL

DIE EU-SEITEN

EUROPA EUROPA
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4. GRÜNER DEAL I: VORSCHLAG  
FÜR PESTIZIDVERORDNUNG 
ABGELEHNT

Das EU-Parlament hat am 22. No­
vember 2023 einen Vorschlag der EU-
Kommission für eine Verordnung zur 
nachhaltigen Nutzung von Pestiziden 
(SUR) abgelehnt (zuletzt Brüssel Ak­
tuell 6/2023). Am Tag der Abstimmung 
stimmte die Mehrheit der Abgeordne­
te gegen den Kommissionsvorschlag. 
Damit hat das Parlament den Vorschlag 
effektiv abgelehnt und die erste Lesung 
abgeschlossen. Die Mitgliedstaaten im 
Rat müssen noch über ihren eigenen 
Standpunkt entscheiden, um feststel­
len zu können, ob dieser endgültig ab­
gelehnt wird oder zur zweiten Lesung 
an das Parlament zurückgeht. Die SUR-
Verordnung hätte u. a. den Einsatz von 
Pestiziden in kommunalen Grünflächen 
verboten. Die Debatte wurde intensiv 
über die Rolle der Landwirtschaft öf­
fentlich geführt, insb. im Zusammen­
hang mit dem Weinbau. (Pr/PW)

5. GRÜNER DEAL II: RED III 
UND ENERGIEEFFIZIENZ­
RICHTLINIE IM AMTSBLATT 
VERÖFFENTLICHT

Am 20. September 2023 wurde  
die Energieeffizienzrichtlinie und  
am 31. Oktober 2023 die Erneuer- 
bare-Energien-Richtlinie (RED III)  
im Amtsblatt der EU veröffentlicht.  
Die beiden Richtlinien sind Teil  
des Pakets „Fit für 55“ (zuletzt  
Brüssel Aktuell 13/23). (Pr/PW)

  IN EIGENER SACHE 

VERANSTALTUNG: „DAS  
ASYL- UND MIGRATIONSPA­
KET AUF DER ZIELGERADEN?“

Am 8. November 2023 fand die Fach­
veranstaltung zum Themengebe­
biet Asyl und Migration statt, die von 
der Bürogemeinschaft der Europabü­
ros der bayerischen, baden-württem­
bergischen und sächsischen Kommu­
nen ausgerichtet wurde. An dem Panel 
nahmen Herr Prof. Dr. Alexis v. Ko­
morowski, Hauptgeschäftsführer des 
Landkreistags Baden-Württemberg, 
Herr Landrat Sebastian Gruber, Land­
kreis Freyung-Grafenau und dritter 
Vizepräsident des Bayerischen Land­
kreistags, Frau Beate Gminder, stell­
vertretende Generaldirektorin der 
DG Home der EU-Kommission und 
Herr Wolfgang Hammer, Leiter des 
Bereichs Innenpolitik 1 der Ständi­
gen Vertretung der Bundesrepub­
lik Deutschlands bei der EU, teil. Die 
Panel-Teilnehmenden waren sich ei­
nig, dass das derzeit verhandelte Asyl- 
und Migrationspaket möglichst schnell 
verabschiedet werden müsse, um die 
Kommunen zu entlasten.

KOMMUNALE SICHTWEISEN

Herr Prof. Dr. v. Komorowski und 
Herr Landrat Gruber verdeutlichten 
die kommunale Sichtweise auf die ak­
tuelle Asyl- und Migrationssituation 
in Europa und Deutschland. Die Ka­
pazitäten in den Kommunen bezüg­

lich der Bearbeitung und Unterbrin­
gung der Geflüchteten seien maximal 
ausgelastet. Durch die (teils eingetre­
tene oder wieder möglich erscheinen­
de) dauerhafte Belegung von Sport­
hallen und weiteren öffentlichen 
Einrichtungenverschärfe den Hand­
lungsdruck vor Ort. Die kommuna­
len Vertreter forderten eine schnel­
le europäische Lösung, eine gerechte 
Lastenverteilung zwischen den Mit­
gliedstaaten, die Verhinderung illega­
ler Migration sowie die konsequente 
Durchführung von rechtlich abgesi­
cherten Abschiebungen, eine lückenlo­
se Erfassung von irregulär Eingereisten 
und die Entlastung von Erstaufnahme­
staaten. In den letzten Jahren sei das 
Vertrauen der Bevölkerung in die Po­
litik stark zurückgegangen. Das Asyl- 
und Migrationspaket, auch angesichts 
der anstehenden Europawahlen, soll­
te schnellstmöglich verabschiedet wer­
den, um den gesellschaftlichen Frie­
den nicht weiter zu gefährden. Zudem 
könne es dazu beitragen, das Vertrauen 
in die Politik wieder zu stärken.

STANDPUNKTE DER BUNDES­
REGIERUNG UND DER EU-KOM­
MISSION

In der weiteren Diskussion wurden 
die aktuellen Verhandlungsergebnisse 
der interinstitutionellen Triloge zum 
Asyl- und Migrationspaket erläutert. 
Ferner wurden die Standpunkte der 
einzelnen EU-Institutionen wieder­
gegeben. Dabei wurden Unterschie­
de, z. B. zwischen dem EU-Parlament, 

mit seinem stärkeren Fokus auf Wah­
rung der Rechte von Geflüchteten, und 
den Mitgliedstaaten im Rat, die ei­
nen Schwerpunkt auf Sicherheit legen, 
deutlich. Dennoch wüssten aktuell alle 
Entscheidungsträgerinnen und -trä­
ger in der EU, dass großer Handlungs­
druck bestehe zu Ergebnissen zu kom­
men, auch vor dem Hintergrund der 
Wahrung des gesellschaftlichen Zu­
sammenhalts in den EU-Mitgliedstaa­
ten. Eine weitere, durch die Asyl- und 
Flüchtlingssituation getriebene poli­
tische Polarisierung, müsse verhindert 
werden. Darin waren sich alle Teilneh­
menden des Panels einig. 

BÜROGEMEINSCHAFT: WIR 
SAGEN DANKESCHÖN NACH 
SACHSEN

Die Europabüros der bayerischen und 
baden-württembergischen Kommunen  
bedanken sich bei den Kolleginnen 
und Kollegen des Europabüros der 
sächsischen Kommunen und der säch­
sischen Kommunalverbände für 23 Jah­
re gemeinsam geleistete Europaarbeit. 
Das Europabüro der sächsischen Kom­
munen schließt zum 31. Dezember 
2023 seine Tore in Brüssel. Gemein­
sam schauen die Europabüros auf eine 
bereichernde Zusammenarbeit zurück. 
Ab dem 1. Januar 2024 besteht die Bü­
rogemeinschaft weiterhin durch die 
bayerischen und baden-württembergi­
schen Kommunen am neuen Standort 
in der Rue Guimard 1 fort.

„Political Dinner“ am 7. No-
vember 2023 in der Vertretung 
des Freistaats Bayern in Brüs-
sel: Die Trägerverbände der 
Europabüros im Gespräch mit 
Europaabgeordneten aus Bay-
ern, Baden-Württemberg und 
Sachsen. 1. Vizepräsident des 
Bayerischen Gemeindetags, 
Bgm. Thomas Zwingel, erläu­
tert die Forderung nach einer 
Erhöhung der EU-Schwel­
lenwerte im Vergaberecht. 
Weitere Diskussionsthemen 
des Abends waren die Reform 
des Gemeinsamen Europäi-
schen Asylsystems sowie der 
Europäische Grüne Deal, ins-
besondere die Richtlinie zur 
Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäuden.

Die bayerischen und baden-
württembergischen Kommu-
nalverbände bekräftigen die 
Fortsetzung der erfolgreichen 
Zusammenarbeit ihrer Euro
pabüros in Brüssel: Präsident 
und Hauptgeschäftsführer  
des Gemeindetags Baden-
Württemberg Steffen Jäger 
und Geschäftsführendes 
Präsidialmitglied des Bayeri-
schen Gemeindetags Dr. Franz 
Dirnberger bei der Unterzeich­
nung der neuen Kooperations­
vereinbarung am 8. November 
2023.
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SEMINARANGEBOTE
FÜR MITARBEITERINNEN UND MITARBEITER  
IN DEN KOMMUNALVERWALTUNGEN  

Die Kommunalwerkstatt des Bayeri­
schen Gemeindetags bietet u. a. un­

tenstehende Veranstaltungen an, die sich 
speziell an Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
ter in den Kommunalverwaltungen richten. 

Weiterführende Informationen ent­
nehmen Sie bitte der jeweiligen  
Beschreibung auf unserer Homepage  
baygt-kommunal-gmbh.de/seminare/ 
seminar-kalender. Dort können Sie  
sich online zu den jeweiligen Terminen  
anmelden. Im Anschluss an die Regis­
trierung erhalten Sie eine Eingangsbe­
stätigung. Ca. 5 Wochen vor Veranstal­
tungstermin erhalten Sie die Einladung 
zu der Veranstaltung per E-Mail.

Stornierungen sind schriftlich an  
kommunalwerkstatt@ 
bay-gemeindetag.de zu richten. Bei ei­
ner Stornierung bis 2 Wochen (bei mehr­
tägigen Veranstaltungen bis 4 Wochen) 
vor Veranstaltungsbeginn werden 20 % der 

Teilnahmegebühr als Bearbeitungspau­
schale in Rechnung gestellt. Bei Abmel­
dungen zu einem späteren Zeitpunkt wird 
die gesamte Teilnahmegebühr fällig. Die 
Gründe für eine Abmeldung sind für die­
se Regelung unerheblich. 
  Änderungen im Programmablauf und 
bei den Referierenden müssen wir uns 
leider vorbehalten. Sollte die Veranstal­
tung abgesagt werden müssen, erhalten 
Sie selbstverständlich die Teilnahmege­
bühr zurück. Unsere vollständigen AGB 
finden Sie unter www.baygt-kommunal-
gmbh.de/agbteilnahmebedingungen/.
  Für organisatorische Rückfragen steht 
Ihnen Frau Sarah Franz zur Verfügung 
Tel. 089/36 00 09-32  
kommunalwerkstatt@ 
bay-gemeindetag.de

Bei inhaltlichen Fragen zu den Veran­
staltungen wenden Sie sich bitte direkt 
an das jeweilige Referat im Bayerischen  
Gemeindetag.

ALLGEMEINE  
INFORMATIONEN
(für eintägige Seminare, sofern 
nicht anders angegeben)

Seminarzeiten
Beginn: 9:30 Uhr
Ende: 16:30 Uhr

Seminargebühren
245 € für Mitglieder
370 € für alle Übrigen 
jeweils inkl. MwSt.

Die Seminargebühr beinhaltet  
umfangreiche Unterlagen  
sowie das Mittagessen,  
zwei Kaffeepausen und die  
Tagungsgetränke. 
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  GEBÜHRENKALKULATION 
FÜR DIE ÖFFENTLICHEN  
EINRICHTUNGEN DER WAS­
SERVER- UND ABWASSER­
ENTSORGUNG (MA 2423)

20. FEBRUAR 2024
IN NÜRNBERG  

Ort Novotel Nürnberg Centre Ville, 
Bahnhofstraße 12, 90402 Nürnberg 

Seminarleitung 
• �Jennifer Hölzlwimmer, 

Oberverwaltungsrätin – 
Bayerischer Gemeindetag

Die Gemeinden sind nach dem Kom­
munalabgabengesetz (KAG) verpflich­
tet für ihre öffentlichen Einrichtungen 
der Wasserver- und Abwasserentsor­
gung Benutzungsgebühren zu erhe­
ben. Dabei haben sie das sog. Kosten­
deckungsprinzip zu berücksichtigen. 
Diesem Prinzip folgend sollen im  
Seminar die Grundstrukturen einer 
KAG-konformen Gebührenkalkulation 
erläutert werden.

Anhand von Praxisbeispielen werden 
die drei „Säulen“ der umzulegenden 
Kosten (laufende Betriebskosten, kal­
kulatorische Abschreibungen und kal­
kulatorische Zinsen) näher beleuchtet. 
Dabei werden nicht nur die sich aus 
Gesetz und Rechtsprechung ergeben­
den Anforderungen unter Einbezie­
hung aktueller und teils noch offener 
Fragen erörtert. Ziel des Seminars soll 
es insbesondere sein, die Teilnehmen­
den auf die durch das KAG eröffneten, 

politischen Entscheidungsspielräume 
aufmerksam zu machen, um die nächs­
te Gebührenkalkulation in der eigenen 
Gemeinde nicht nur rechtskonform, 
sondern auch mit Blick auf die indivi­
duelle Situation und die Bedürfnisse 
vor Ort in Angriff nehmen zu können.

Seminarinhalte
– �Einführung: Überblick über die  

Finanzierung der öffentlichen  
Einrichtungen der Wasserver-  
und Abwasserentsorgung

– �Voraussetzungen für die Erhebung 
von Benutzungsgebühren

	 • �Rechtsgrundlagen
	 • �Gültiges Satzungsrecht  

und Kalkulation
	 • �Kostendeckungsprinzip
	 • �Kalkulationszeitraum
	 • �Rückwirkendes Inkrafttreten  

einer Gebührensatzung
	 • �Grund- und Verbrauchsgebühren
	 • �Gesplittete Abwassergebühr 

– �Laufende Betriebskosten
	 • �bei der Wasserversorgung
	 • �bei der Abwasserentsorgung

– �Kalkulatorische Abschreibung
	 • �Ermittlung der Anschaffungs-  

und Herstellungskosten
	 • �Abzug beitragsfinanzierter  

Anlagenteile
	 • �Möglichkeiten zur Rücklagen­

bildung
	 • �Abschreibung auf zuwendungs­

finanzierte Anlagenteile
	 • �Abschreibung auf Wieder­

beschaffungszeitwerte

	 • �Ermittlung der Abschreibungssätze

– �Kalkulatorische Zinsen
	 • �Rechtfertigung
	 • �„Angemessener“ Zinssatz
	 • �Verzinsungsmethoden

– �Grundgebührenkalkulation

  VERBESSERUNGSBEITRÄ­
GE FÜR DIE ÖFFENTLICHEN 
EINRICHTUNGEN DER WAS­
SERVER- UND ABWASSER­
ENTSORGUNG (MA 2424)

5. MÄRZ 2024
IN MÜNCHEN  

Ort Novotel München Messe 
Willy-Brandt-Platz 1, 81829 München

Seminarleitung 
• �Jennifer Hölzlwimmer, 

Oberverwaltungsrätin –  
Bayerischer Gemeindetag

In der gesamten Wasserwirtschaft ste­
hen flächendeckend hohe Investitionen 
an. Die Gründe hierfür sind vielschich­
tig, gemeinsam ist allerdings stets die 
Frage nach den rechtlich zulässigen  
Finanzierungsmöglichkeiten für diese 
investiven Maßnahmen sowohl bei  
den öffentlichen Einrichtungen der 
Wasserver- als auch Abwasserentsor­
gung. Ein Weg zur verhältnismäßig 
schnellen und gebührenschonenden 
Refinanzierung von Investitionen führt 
dabei über die Festsetzung von Verbes­
serungs- und/oder Erneuerungsbeiträ­
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gen nach Art. 5 Abs. 1 Satz 1 Kommu­
nalabgabengesetz (BayKAG). Welche 
rechtlichen Hürden auf diesem Weg zu 
nehmen sind, wird im Rahmen dieses 
Seminars ausführlich besprochen wer­
den. Gleichzeitig sollen aber auch die 
durch das BayKAG eröffneten, politi­
schen Entscheidungsspielräume aufge­
zeigt werden, so dass am Ende des Ta­
ges jede/r Seminarteilnehmer/in mit 
dem nötigen Werkzeugkasten aus­
gestattet sein sollte, um auch die fi­
nanzielle Baustelle der jeweiligen In­
vestitionsmaßnahme bei sich vor Ort 
anzugehen und schließlich zu einem 
erfolgreichen Abschluss zu bringen.

Seminarinhalte
– �Überblick über die Finanzierungs­

möglichkeiten von investiven  
Maßnahmen in die öffentlichen  
Einrichtungen der Wasserver- und 
Abwasserentsorgung

– �Gründe für die Festsetzung von  
Verbesserungsbeiträgen oder „Argu­
mentationshilfen für die Praxis“

– �Voraussetzungen für die Festsetzung 
von Verbesserungsbeiträgen

	 • �Investive Maßnahme (Abgrenzung 
zum laufenden Unterhalt/Repara­
turmaßnahmen

	 • �Betriebsfertige verbesserte  
Einrichtung

	 • �Wirksame Stammsatzung
	 • �Wirksame Verbesserungs­

beitragssatzung
	 • �Wirksame Herstellungs­

beitragssatzung mit neu  
kalkulierten Beitragssätzen

	 • �Geschossflächenaufmaß und  
Kalkulation

 
– �Variationsmöglichkeiten für die 

Festsetzung von Verbesserungs­
beiträgen

	 • �Satzung ohne festen Beitragssatz
	 • �Satzung mit vorläufigem  

Beitragssatz
	 • �Vorauszahlungen
	 • �Festsetzung in Teilbeiträgen
	 • �Umlegung einer festen  

Investitionssumme
	 • �Umlegung eines prozentualen  

Anteils der Investitionskosten

Dieses Seminar wird ebenfalls  
am 08.10.2024 in Nürnberg angeboten.

  STRASSENRECHT –  
VON DER WIDMUNG BIS  
ZUR EINZIEHUNG EINER  
STRASSE (MA 2421)

12. MÄRZ 2024
IN NÜRNBERG  

Ort Novotel Nürnberg am Messezentrum,  
Münchener Straße 340, 90471 Nürnberg 

Seminarleitung 
• �Cornelia Hesse 
• Benedikt Weigl, Oberverwaltungsrat –
	 Bayerischer Gemeindetag

Obwohl Straßen die wichtigste Ver­
kehrsinfrastruktur darstellen und damit 
erst die Mobilität von Menschen so­
wie den Transport von Gütern ermögli­
chen, wird diesen Einrichtungen in der 

Praxis zu wenig Aufmerksamkeit ge­
schenkt. Das Straßenrecht führt nach 
wie vor ein Schattendasein in der ge­
meindlichen Praxis. Es soll „so neben­
bei“ bewältigt werden. Die Kenntnis 
der Rechtsverhältnisse an den öffent­
lichen Straßen ist aber zwingend not­
wendig, um auf die alltäglichen typi­
schen Fragestellungen und Probleme 
reagieren zu können, die im Zusam­
menhang mit diesen Verkehrseinrich­
tungen auftreten. Da geht es auch um 
Fragen der Erschließung, der Verkehrs­
sicherungspflicht und Haftung.

Zunächst muss man wissen, welche 
Rechtsvorschriften sich auf die Stra­
ßen als Verkehrswege beziehen. Dazu 
gehört neben dem BayStWG und dem 
FStrG, worin die rechtlichen Verhält­
nisse an den gewidmeten öffentlichen 
Straßen und Wegen geregelt werden, 
beispielsweise auch das Straßenver­
kehrsrecht, das BauGB, das BGB und 
das LStVG. Meist befasst man sich 
erst dann mit der Materie, wenn es 
„brennt“ und man nur noch Schadens­
begrenzung betreiben kann.

Die Gemeinde ist regelmäßig als Stra­
ßenbaulastträger, Straßenbaubehörde, 
Verkehrssicherungspflichtige und Ei­
gentümerin einer Vielzahl von Straßen 
und Wegen gefordert und muss also 
ihre Rechte und Pflichten kennen. Die 
ersten Unsicherheiten zeigen sich häufig 
bereits bei Fragen nach der Öffentlich­
keit von Straßen (z. B. durch Widmung).

Vor diesem Hintergrund will das Se­
minar notwendiges Fachwissen ver­

mitteln. Es werden typische Fragestel­
lungen behandelt und Lösungswege 
gezeigt.

Seminarinhalte
– �Öffentliche und private Straßen – 

welche Zuständigkeit hat die Ge­
meinde? Besteht ein Zwang zur  
Widmung?

– �Wie stelle ich die Öffentlichkeit  
der Straße fest?

– �Welche Funktion haben die  
Bestandsverzeichnisse?

– �Einteilung der öffentlichen Straßen 
und Wege in eine Straßenklasse (ent­
sprechend ihrer Verkehrsbedeutung). 

– �Welche Bedeutung hat die Widmung 
einer Fläche zur öffentlichen Straße?  
Wie weit reicht sie? Welche Straßen­
klasse ist die „richtige“? Was ist 
sonst noch zu beachten? Welche 
Rolle spielt das Eigentum in diesem 
Zusammenhang?

– �Wie ist die Rechtslage, wenn Straßen 
und Wege außerhalb der gewidmeten 
Trasse verlaufen?

– �Welche Nutzungsrechte an öffentli­
chen Straßen bestehen (in welchem 
Umfang ist der Verkehr daran eröff­
net)? 

– �Was versteht man insbesondere  
unter Gemeingebrauch, Sondernut­
zung und Anliegergebrauch?

– �Welche Anforderungen ergeben  
sich aus der Baulast und Verkehrs­
sicherungspflicht der Gemeinde?

– �Wie geht man mit sog. Überbauten 
und/oder Überwuchs (Büsche)  
auf öffentlichem Grund um? 

– �Was ist zu tun, wenn Straßen und 

Wege ihre Verkehrsbedeutung  
verloren oder geändert haben (Stich­
wort: Einziehung/Umstufung)? 

Dieses Seminar wird ebenfalls am 
03.12.2024 in München angeboten.

  DAS BEBAUUNGSPLAN­
VERFAHREN (MA 2417)

21. MÄRZ 2024
IN FREISING  

Ort Mercure Hotel
Dr.-von-Daller-Straße 1 – 3
85356 Freising 

Seminarleitung 
• �Matthias Simon, LL.M., Direktor –  

Bayerischer Gemeindetag
• �Dr. Gerhard Spieß, Rechtsanwalt  

und Fachanwalt für Verwaltungsrecht, 
München

Mit jeder Änderung des BauGB und 
der BauNVO wird das Bebauungsplan­
verfahren komplexer. Überdies ist die 
Rechtsprechung fast unübersehbar. Die 
strenge gerichtliche Prüfung führt für 
unsere städtischen und gemeindlichen 
Bauämter regelmäßig zu weiteren Hür­
den und Herausforderungen für ihre 
tägliche Arbeit. Aus diesem Grund ha­
ben wir die Tagesseminare zum Thema 
Bauleitplanung so aufeinander abge­
stimmt, dass sie ein aufbauendes Mo­
dulkonzept ergeben. Jedes Seminar ar­
beitet hierbei ein Schwerpunktthema 
der Bauleitplanung ab und kann selbst­
verständlich als einzelnes Seminar  

besucht werden. Wer sich jedoch den 
vollständigen Themenkreis der Bauleit­
planung zusammenhängend erarbei­
ten will, hat die Möglichkeit und Pla­
nungssicherheit, sich mit einem über 
zwei Semester in vier Seminaren lau­
fenden und abgestimmten Seminarzy­
klus ganzheitlich auf „Praktiker-Flug­
höhe“ zu bringen.

In diesem Tagesseminar wird das  
gesamte Verfahren zur Aufstellung  
eines Bebauungsplans behandelt;  
vom Aufstellungsbeschluss bis zur  
Bekanntmachung. Besondere Ver- 
fahren (einfacher Bebauungsplan,  
Bebauungsplan der Innenentwicklung 
gem. §13a und §13b BauGB und auch 
der vorhabenbezogene Bebauungs- 
plan) werden ebenfalls dargestellt.

Muster für die Bekanntmachungen  
und Verfahrensvermerke sollen Ihnen 
zudem die Arbeit erleichtern.

Weitere Seminartermine  
zum Thema Bauleitplanung
– �Materielle Grundlagen der  

Bauleitplanung (MA 2418)  
am 18.06.2024

– �Die Kunst der Festsetzung (MA 
2419) am 22.10.2024

– �Städtebauliche Verträge, vorhaben­
bezogener Bebauungsplan und  
Plansicherungsinstrumente  
(MA 2420) am 05.12.2024
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Haushaltssatzung des Bayerischen Gemeindetags 
für das Haushaltsjahr 2024 

 
 
Der Landesausschuss erlässt gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 18 Abs. 1 der Satzung des 
Bayerischen Gemeindetags (StAnz Nr. 50/2014) folgende Haushaltssatzung: 
 

I. 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 5.935.000,00 € 
und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit    452.900,00 € 
ab. 
 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorge-
sehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die jährlichen Mitgliedsbeiträge werden nach Maßgabe der amtlich fortgeschriebenen Ein-
wohnerstatistik zum 30.06.2022 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Gemeinden 

a) Grundbeitrag für jede Gemeinde 1.350,00 € 
b) für Gemeinden über 3.000 Einwohner zusätzlich  

je weiterem Einwohner 0,30 € 
 

2. Verwaltungsgemeinschaften 
a) Soweit sämtliche Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft 

Mitglied des Bayerischen Gemeindetags sind, beitragsfrei 
b) andernfalls: 

Beitrag in Höhe des Betrags, der den Mitgliedsbeiträgen 
der dem Bayerischen Gemeindetag nicht angehörenden 
Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft entspricht. 

 
3. Zweckverbände 

a) je versorgtem Einwohner  0,09 € 
b) mindestens  750,00 € 
c) höchstens  2.850,00 € 
d) Kommunale Verkehrsüberwachung  2.850,00 € 
e) sonstige Zweckverbände 1.350,00 € 
 

  

 

 
4. kommunalbeherrschte juristische Personen 

a) ohne Stammkapital und Stammkapital bis 500.000,00 €  1.550,00 € 
b) Stammkapital über 500.000,00 €  2.900,00 € 
 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 25.000,00 € festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 
 
 

II. 
  
Die Haushaltsatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandsteile. Sie wird dem 
Bayerischen Staatsministerium des Innern zur rechtsaufsichtlichen Würdigung vorgelegt. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung wird den Mitgliedern gemäß § 18 Abs. 1 der Satzung des Bayerischen 
Gemeindetags i.V.m. Art. 65 Abs. 3 Gemeindeordnung in der Verbandszeitschrift des Bayeri-
schen Gemeindetags Nr. 01/2024 bekannt gemacht. 
 
 
 
 
 
München, den 13.12.2023 Bayerischer Gemeindetag 
 
 
 
 Dr. Uwe Brandl 
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